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2 Knapp zwei Jahre nach ihrer Gründung 
ist die «Alternative für Deutschland» 
(AfD), die erklärtermaßen gegen die «eta-
blierten» Parteien antreten wollte, selbst 
im parlamentarischen Betrieb angekom-
men. Bereits zur Europawahl am 25. Mai 
2014 erzielte sie mit ihrem Bundesschnitt 
von 7,1 Prozent einen Achtungserfolg. 
Seitdem ist sie mit sieben Abgeordneten 
im Europäischen Parlament vertreten. 
Es folgten am 31. August die Landtags-
wahl in Sachsen (9,7 Prozent) sowie am 
14. September die Landtagswahlen in 
Thüringen und Brandenburg (10,6 bzw. 
12,2 Prozent). 
Überholt ist seitdem die Fragestellung, 
ob eine solche Neugründung – vielfach 
als «rechts von der Union» verortet – 
Randerscheinung bleiben wird oder er-
folgreich sein kann. Unzweifelhaft ist 
der zweite Fall eingetreten. Dieser Fall 
aber ist im bundesrepublikanischen Par-
teiensystem singulär. Mit ihm verbinden 
sich naheliegende Fragen nach den Er-
folgsbedingungen der AfD und den wo-

möglich nachhaltigen Folgen für das 
parlamentarisch relevante Parteienspek-
trum. Galt nicht bisher das Strauß’sche 
Bonmot, wonach «rechts von der Uni-
on» nur noch die Wand komme? Und 
könnte sich nunmehr herausgestellt ha-
ben, dass ein Irrtum um diese Demarka-
tion vorlag oder der Erfolg der AfD gar 
eine neue politische «Raumteilung» dar-
stellt?
Die Komplexität der Fragen, die sich von 
den jüngsten Erfolgen der AfD ableiten, 
ist dem öffentlichen Diskurs über diese 
Partei anzusehen: Er ist angewiesen auf 
die Beobachtung einer neuen parlamen-
tarischen Kraft in the making. Die Beob-
achtung ist begrenzt dadurch, dass sie 
von der Finalität dieses Entwicklungs-
prozesses noch nichts ahnen kann. Dies 
bedingt eine weitgehende Unsicherheit 
in der Charakterisierung der Partei, ver-
stärkt noch durch deren inhaltliche Wi-
dersprüche. Möglich ist es einstweilen, 
diesen Entwicklungsprozess in seiner 
Ambivalenz nachzuzeichnen.
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Die AfD reüssierte zunächst durch ihre 
«radikal euro(pa)skeptische Botschaft» 
(Plehwe 2014: 63). Ein Umstand, der 
bis heute dazu verleitet, sie für eine Sin-
gle-Issue-Partei zu halten und darin das 
Menetekel des Rechtspopulismus zu er-
kennen. Dies hat sich bereits als Missver-
ständnis herausgestellt. Denn die Partei 
verzichtet zwar nach wie vor auf ein Pro-
gramm und ist damit ein Kuriosum inner-
halb der deutschen Parteienlandschaft; 
das heißt aber nicht, dass seit Gründung 
im Frühjahr 2013 keine inhaltliche Ent-
wicklung stattgefunden hätte. Tatsäch-
lich ist die AfD heute keine Ein-Punkt-
Partei mehr – sie beschränkt sich nicht 
auf die Agitation gegen die Europäische 
Union. Bei genauerem Hinsehen zeigt 
sich gar, dass dies nicht einmal ihr zentra-
les Anliegen ist, vielmehr haben sich ihre 
politischen Schwerpunkte diversifiziert. 
Worum also geht es der AfD, und wie ist 
sie demnach zu verorten?
Erste Anhaltspunkte finden sich im Länd-
le. Im November 2012 hatte das Ministe-
rium für Kultus, Jugend und Sport Baden-
Württemberg (2013) ein Arbeitspapier zur 
«Bildungsplanreform 2015» vorgelegt. 
Ein Aspekt ist dabei die Vermittlung der 
«Akzeptanz sexueller Vielfalt» im Schulun-
terricht mit dem Ziel des «vorurteilsfreien 
Umgang[s] mit der eigenen und anderen 
sexuellen Identitäten», mit abweichen-
den Beziehungsformen und Lebenswei-
sen (ebd.: 9, 11). Den Bildungsplan wür-
de fast niemand kennen, wäre nicht kurz 
darauf eine Online-Petition gestartet wor-
den, die binnen zweier Monate mehr als 
190.000 Personen unterzeichneten. Unter 
dem Titel «Kein Bildungsplan 2015 unter 
der Ideologie des Regenbogens» wird ei-
ne «Überbetonung einzelner Gruppen» 

kritisiert: Es fehle im Bildungsplan eine 
«ethische Reflexion der negativen Begleit-
erscheinungen» abweichender Lebenssti-
le, etwa «höhere Suizidgefährdung unter 
homosexuellen Jugendlichen, die erhöh-
te Anfälligkeit für Alkohol und Drogen, die 
auffällig hohe HIV-Infektionsrate bei ho-
mosexuellen Männern», schließlich auch 
«das ausgeprägte Risiko psychischer Er-
krankungen bei homosexuell lebenden 
Frauen und Männern». Es würden «Rech-
te für Lesben, Schwule, Bisexuelle, Trans-
gender, Transsexuelle und Intersexuelle 
abgeleitet, die es nach dem Grundgesetz 
nicht gibt», denn das beziehe sich – exklu-
siv – auf «Ehe und Familie als demokrati-
sche Errungenschaft».1

Mit dem Text des Bildungsplans haben 
diese Anwürfe wenig zu tun. In einer ers-
ten Fassung der Petition war noch deut-
licher von einer «Umerziehung», von 
«Indoktrinierungs- und Missionierungs-
versuchen» die Rede (vgl. Müssigmann 
2014). Der Tenor aber blieb auch in der 
entschärften Variante eindeutig: Gleichbe-
rechtigung soll es nicht geben. Hinter der 
Petition stand ein Realschullehrer aus dem 
Schwarzwald, ein evangelikaler Christ. Zu-
spruch erhielt die Petition beispielsweise 
über die offizielle Homepage der Piusbru-
derschaft und die extrem rechte Website 
«Politically Incorrect», die den Bildungs-
plan schlicht als «schwul» bezeichnete.2 

1  Vgl. Zukunft – Verantwortung – Lernen: Kein Bildungsplan 
2015 unter der Ideologie des Regenbogens, unter: www.open-
petition.de/petition/online/zukunft-verantwortung-lernen-
kein-bildungsplan-2015-unter-der-ideologie-des-regenbo-
gens.  2  Vgl. Diözesanrat für Bildungsplan unter der Ideologie 
des Regenbogens (20.1.2014), unter: http://pius.info/archiv-
news/892-kirchenkrise/8588-dioezesanrat-fuer-bildungsplan-
unter-der-ideologie-des-regenbogens, und OpenPetition klaut 
über 8.000 Unterschriften gegen den schwulen grünroten Bil-
dungsplan (18.1.2014), unter: www.pi-news.net/2014/01/
openpetition-klaut-ueber-8000-unterschriften-gegen-den-
schwulen-gruenroten-bildungsplan/. 

http://pius.info/archiv-news/892-kirchenkrise/8588-dioezesanrat-fuer-bildungsplan-unter-der-ideologie-des-regenbogens
http://pius.info/archiv-news/892-kirchenkrise/8588-dioezesanrat-fuer-bildungsplan-unter-der-ideologie-des-regenbogens
http://pius.info/archiv-news/892-kirchenkrise/8588-dioezesanrat-fuer-bildungsplan-unter-der-ideologie-des-regenbogens
http://www.pi-news.net/2014/01/openpetition-klaut-ueber-8000-unterschriften-gegen-den-schwulen-gruenroten-bildungsplan/
http://www.pi-news.net/2014/01/openpetition-klaut-ueber-8000-unterschriften-gegen-den-schwulen-gruenroten-bildungsplan/
http://www.pi-news.net/2014/01/openpetition-klaut-ueber-8000-unterschriften-gegen-den-schwulen-gruenroten-bildungsplan/


4 Auch die Plattform «Freie Welt» hat Par-
tei ergriffen: In einem dort veröffentlich-
ten Artikel wird insinuiert, im Zuge des 
Bildungsplans würden «homosexuelle 
[…] Praktiken künftig verstärkt an Schu-
len gelehrt [!] werden».3 «Freie Welt» wird 
dem AfD-nahen Netzwerk «Zivile Koali-
tion» zugerechnet. Und tatsächlich ge-
hörte die baden-württembergische AfD 
zu den Unterstützern der Petition, ihre 
Mitglieder wurden ausdrücklich um Mit-
zeichnung gebeten.
In einer unter anderem durch die rech-
te Wochenzeitung Junge Freiheit zitier-
ten Verbandsmitteilung der AfD heißt 
es, beim Bildungsplan handele es sich 
um «eine pädagogische, moralische 
und ideologische Umerziehungskampa-
gne an allgemeinbildenden Schulen»,4 
denn für den «höchst sensiblen Bereich 
der Sexualität» seien in «erster Linie» die 
Eltern verantwortlich. Noch deutlicher 
wurde das Online-Journal des Landes-
verbandes Baden-Württemberg der AfD, 
das eines seiner Vorstandsmitglieder mit 
der Drohung zitiert, Kinder «von sämtli-
chen staatlichen Schulen fernhalten» zu 
wollen, in denen der Bildungsplan um-
gesetzt wird.5 Der Furor gegen den Bil-
dungsplan sei schließlich eine Prinzipi-
enfrage: «Die Alternative für Deutschland 
steht für den Schutz der Familie als Keim-
zelle der Gesellschaft.» Dass die AfD der-
art zur Protagonistin einer homophoben 
Kampagne geworden war, musste irritie-
ren. Galt sie nicht bis dahin als pronon-
cierte Anti-Euro-Partei, die – vielleicht nur 
vorübergehend – politisches Kapital aus 
der europäischen Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise ziehen konnte?
Die homophobe Petition weist auf eine 
bislang für unwahrscheinlich gehaltene 
Entwicklung hin, die nicht nur Baden-
Württemberg betrifft. Tatsächlich kommt 

mehr als die Hälfte der PetentInnen über-
haupt nicht aus der entscheidenden 
Quorumsregion, sondern zu großen Tei-
len aus Bayern, Hessen und Nordrhein-
Westfalen. Im Hinblick auf Ostdeutsch-
land fällt auf, dass überproportional 
viele UnterzeichnerInnen aus dem Bun-
desland Sachsen stammen. Dort haben 
nicht nur evangelikale Gruppen beson-
ders im Erzgebirge und im Vogtland ei-
ne starke Basis. Vielmehr handelt es sich 
bei Sachsen auch um eine Hochburg der 
AfD, die hier bereits bei der Bundestags-
wahl 2013 mit 6,8 Prozent am allerbesten 
abgeschnitten hatte. Zu den sächsischen 
PetitionsunterzeichnerInnen zählten 
mehrere Kreisvorsitzende der AfD, mit 
Ulrich Oehme (Chemnitz) auch ein ehe-
maliger Vize-Landesschriftführer der Par-
tei «Die Freiheit».

3  Vgl. Bildungsplan 2015: kritischer Lehrer angezeigt 
(10.1.2014), unter www.freiewelt.net/nachricht/bildungs-
plan-2015-kritischer-lehrer-angezeigt-10020866/.  4  Vgl. 
AfD unterstützt Petition gegen Gender-Lehrplan, in: Junge 
Freiheit, 15.1.2014, unter: http://jungefreiheit.de/kultur/ge-
sellschaft/2014/afd-unterstuetzt-petition-gegen-gender-lehr-
plan/.  5  Vgl. Bildungsplan 2015 ablehnen! (15.1.2014), unter: 
http://blog.alternativefuer-bw.de/1499/1499/. 
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Wer die Gemengelage verstehen will, 
muss Abstand nehmen sowohl von einer 
Außensicht auf die AfD, die sie auf das 
Thema Europa festlegt, wie auch von de-
ren Selbstverklärung als «Partei neuen 
Typs». Parteisprecher Bernd Lucke, der 
das einmal gesagt hatte, bezeichnete die 
AfD in der Jungen Freiheit nüchtern als 
Grundgesetzpartei.6 Bereits der Bundes-
parteitag Ende Januar 2014 in Aschaf-
fenburg markierte einen grundsätzlichen 
Kurswechsel. Im Vorfeld der Europa-
wahl sprach die AfD überhaupt nicht 
mehr von einem Austritt Deutschlands 
oder dem Ausschluss Griechenlands 
aus der Eurozone, auch nicht von einer 
Rückkehr zur D-Mark.7 Zwar pointier-
te die AfD weiterhin den Nationalstaat, 
indem sie den Satz «Mut zu Deutsch-
land» zur Wahlkampfparole machte. 
Aber der in den Parteitagssaal projizier-
te Slogan prangt auf blauem Grund, die 
Buchstabenfolge «EU» in «Deutschland» 
ist herausgehoben und von einem Ster-
nenkranz umringt. Für eine bisher als 
eurokritisch wahrgenommene Partei 
scheint das inkonsequent, wenn nicht 
gar eine erklärungsbedürftige Volte zu 
sein. Dazu erklärte Lucke, es gehe seiner 
Partei darum, «über spezifisch deutsche 
Interessen in der Europapolitik zu reden» 
(Lucke 2014).
Originell oder gar «mutig» ist das eher 
nicht, die SPD hatte schon bei der Euro-
pawahl vor zehn Jahren für Europa «im 
deutschen Interesse» plakatiert. Ent-
scheidend ist im Fall der AfD, dass sie 
seit ihrer Gründung im Frühjahr 2013 
eine kaum bemerkte programmatische 
Entwicklung vollzogen hat. Bei der Bun-
destagswahl hatte sie sich noch mit ei-
nem ausgesprochen reduzierten Pro-

gramm begnügt,8 doch zum Parteitag in 
Aschaffenburg legte die «Große Europa-
kommission» der AfD den Delegierten 
einen umfangreichen Katalog program-
matischer Thesen vor (Lucke u. a. 2014). 
Was Europa betrifft, so tritt die Partei seit-
dem für eine «schlanke» EU ein, ohne die 
Türkei. Die Einführung des Euro wird als 
ein Akt bezeichnet, der sich «gegen die 
ökonomische Vernunft» richtet. Außer-
dem wird das Recht der Mitgliedsstaaten 
betont, die Währungsunion zu verlassen. 
Aber nicht das wird ausdrücklich emp-
fohlen, sondern strikte «Haushaltsdiszi-
plin», sprich: Sparpolitik. Die prinzipielle 
Ablehnung der Euro-Rettungspolitik, die 
bisher zum Markenkern der Partei gehör-
te, ist deutlich abgeschwächt worden.
Dafür wurden in der Folge sukzessive 
andere Politikfelder besetzt, die im Pro-
gramm zur Bundestagswahl höchs-
tens als Stichworte angelegt waren. Ein 
Beispiel ist die «Integrationspolitik»: 
Im alten Wahlprogramm warb die AfD 
für eine «Neuordnung des Einwande-
rungsrechts» – sowohl zugunsten einer 
«qualifizierte[n] und integrationswillige[n] 
Zuwanderung» wie auch zur Verhinde-
rung einer «ungeordnete[n] Zuwande-
rung in unsere Sozialsysteme» – und un-
ter Einräumung eines Arbeitsrechts für 
Asylsuchende (ebd.). Der letzte Punkt 
kam in den Europathesen schon nicht 
mehr vor, dafür wurden dem Thema «Ar-
beitsmarkt, Sozialpolitik, Zuwanderungs- 
und Asylpolitik» – es geht unter diesem 

6  «2014 wird für uns ein Erfolg», Interview mit Bernd Lu-
cke, in: Junge Freiheit, 24.1.2014, S. 3.  7  Vgl. AfD-Parteitag: 
Der Kampf gegen den Euro war gestern, in: Spiegel Online, 
25.1.2014, unter: www.spiegel.de/politik/deutschland/afd-par-
teitag-kurswechsel-der-euro-skeptiker-a-945544.html.  8  Vgl. 
Wahlprogramm der AfD zur Bundestagswahl (14.4.2013), un-
ter: www.alternativefuer.de/partei/wahlprogramm/. 



6 Rubrum ausschließlich um die «Behand-
lung» von AusländerInnen – neuerdings 
elf Thesen gewidmet. Die beiden Kern-
aussagen lauten:
–	� «Hartz IV, Kindergeld oder Wohngeld 

sollen nur Personen erhalten, die in 
Deutschland in erheblichem Maße di-
rekte oder indirekte Steuern gezahlt 
haben oder deren Eltern dies getan ha-
ben.»

–	� «EU-Bürger aus anderen Mitglieds-
staaten, die sich mangels ausreichen-
den Einkommens in Deutschland 
keinen menschenwürdigen Lebens-
standard sichern können, müssen in 
ihre Heimat zurückkehren.»

Schon relativiert sich die paradoxe Be-
obachtung, die AfD vertrete eine Zuwan-
derungspolitik, die liberaler als gelten-
des deutsches Recht ausfällt (Werner 
2013: 6). Zuwanderung wird zwar unter-
stützt, aber nur unter dem klassischen 
Vorbehalt, dass eine staatliche Unterstüt-
zung nicht infrage kommt, wenn es sich 
um (gemessen am hiesigen Lebensstan-
dard) Arme handelt. Die beabsichtigte 
Sozialhygiene «in unseren Sozialsyste-
men» wird noch zusätzlich abgesichert 

durch die Unmöglichkeit, als Zuwande-
rerIn überhaupt Sozialleistungen zu er-
halten: Wer hierher kommt, wird in der 
Regel nicht schon zuvor «in Deutschland 
in erheblichem Maße» Steuern bezahlt 
haben. Der damit eingeführte prinzipi-
elle Ausschluss von staatlicher Unter-
stützung stellt sicher, dass in möglichst 
vielen Fällen der Rückkehrgrund «man-
gelndes Einkommen» als gegeben vo-
rausgesetzt werden kann. Das wäre al-
lerdings keine Liberalisierung, sondern 
eine zusätzliche Restriktion des Zuwan-
derungsrechts.
Zu beachten ist auch, dass sich die AfD-
Thesen auf Zuwanderung aus anderen 
EU-Staaten konzentrieren – es geht um 
eine Rücknahme der Freizügigkeit auf 
dem Terrain des EU-Binnenmarktes und 
auch hier keineswegs um eine Liberali-
sierung. Für MigrantInnen von außerhalb 
der EU gilt dagegen schlicht: «Ernsthaft 
politisch Verfolgten ist Asyl zu gewäh-
ren.» Hier wird nur zusätzlich abgesichert, 
was eh schon gilt: Die meisten Asylanträ-
ge werden mit der Begründung, es ließe 
sich keine ernsthafte Verfolgung feststel-
len, sowie abgewiesen.
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Der frühe Vorläufer: Bund freier Bürger
Von 1994 bis 2000 existierte mit dem 
Bund freier Bürger (BfB) eine rechte 
Partei, die personell wie inhaltlich als 
Vorläuferorganisation der AfD gelten 
kann. Nach der Gründung in Wiesba-
den entstanden BfB-Landesverbände in 
den alten Bundesländen, die stärksten 
Gliederungen bestanden in Bayern und 
Hessen. Bundesweit hatte der BfB an-
fänglich etwa 1.000, später bis zu 2.800 
Mitglieder, kam aber über den Status 
einer Kleinpartei nie hinaus und blieb 
elektoral weitgehend bedeutungslos.1

Im BfB engagierten sich anfangs unter 
anderem der Ökonom Joachim Star-
batty, der Staatsrechtler Karl Albrecht 
Schachtschneider sowie der Autor und 
Verleger Bruno Bandulet. Heute sind 
Schachtschneider und Bandulet Unter-
stützer der AfD, Starbatty gehört dem 
wissenschaftlichen Beirat der Partei an. 
Die Gründung des BfB war eine Reak-
tion auf den kurz zuvor in Kraft getrete-
nen Vertrag von Maastricht, der als we-
sentlicher Schritt hin zu einer stärkeren 
europäischen Integration gilt. Starbatty 
und Manfred Brunner – früher FDP-Vor-
sitzender in Bayern, dann Mitbegründer 
des BfB – waren als Vertragsgegner er-
folglos mit einer Verfassungsbeschwer-
de vor das Bundesverfassungsgericht 
gezogen. Der BfB trat zunächst mit einer 
Anti-Maastricht-Kampagne an die Öf-
fentlichkeit und warnte vor einem Sta-
bilitätsverlust der D-Mark im Vergleich 
zur europäischen Währungseinheit 
ECU, dem Vorläufer des Euro. Der BfB 
selbst hat sich als liberal-konservative 
Partei verstanden, ist aber auch als Ho-
noratioren- und D-Mark-Partei apostro-
phiert worden und changierte zwischen 

Marktradikalismus und Nationalismus. 
Auch der Vorwurf des Rechtspopulis-
mus – im deutschen Parteienspektrum 
ein Novum2 – ist an den BfB herange-
tragen worden. Ursächlich dafür waren 
zum einen BfB-Funktionäre, die vorher 
oftmals in CDU und FDP aktiv waren, 
teils aber auch dem Spektrum der Neuen 
Rechten nahestanden. Zum anderen war 
die Anlehnung an die Freiheitliche Par-
tei Österreichs (FPÖ) unter Jörg Haider 
augenfällig,3 ein Umstand, der zu hefti-
gen innerparteilichen Debatten führte, 
mit dem Ergebnis, dass unter anderem 
Schachtschneider und Starbatty den 
BfB, der später den Zusatznamen «Die 
Freiheitlichen» wählte, wieder verließen.
Fortan suchte der BfB den Anschluss 
an andere Parteien des rechten Spek-
trums, darunter die Deutsche Soziale 
Union (DSU) und die Deutsche Partei 
(DP). Von sich reden machte der BfB 
1995 durch ein Betrauern der deut-
schen Gebietsverluste infolge des Zwei-
ten Weltkrieges sowie 1998 durch die 
in einem offenen Brief an Ignatz Bubis 
begründete Ablehnung des Holocaust-
Mahnmals. In seiner Endphase wur-
de der BfB durch mehrere Landesäm-
ter für Verfassungsschutz beobachtet. 
Der letzte Vorsitzende, Heiner Kappel, 
wechselte nach dem Ende der Partei an 
die Spitze der DP.

1  Bund freier Bürger – Die Freiheitlichen (BfB), in: Mecklen-
burg, Jens (Hrsg.) (1996): Handbuch deutscher  Rechtsext-
remismus. Berlin, S. 181 f.  2  Vgl. die Charakterisierung des 
bundesdeutschen Parteienspektrums etwa bei Stöss, Richard 
(Hrsg.) (1986): Parteien-Handbuch. Die Parteien der Bundes-
republik Deutschland 1945–1980, Opladen.  3  Vgl. Dietzsch, 
Martin/Maegerle, Anton (1995): Der Bund freier Bürger – Die 
Freiheitlichen (BFB). Der Versuch, in der Bundesrepublik 
Deutschland einen Ableger von Haiders FPÖ zu etablieren, 
unter: http://www.diss-duisburg.de/Internetbibliothek/Arti-
kel/Bund_freier_Buerger.htm.
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Eine analoge Programmentwicklung der 
AfD hin zu einer Politik der Exklusion lässt 
sich bei der Familien- und Bildungspolitik 
erkennen, zwei Bereichen, die im Fall die-
ser Partei gar nicht auseinanderzuhalten 
sind. In ihrem Wahlprogramm 2013 be-
kräftigte sie den «Schutz der Familie als 
Keimzelle der Gesellschaft» und erklärte 
Bildung zu deren «Kernaufgabe». Familie 
und Bildung, «Keim» und «Kern» – diese 
nicht ganz glatte, aber traditionsreiche 
metaphorische Verbindung ist in der ho-
mophoben Agitation gegen den baden-
württembergischen Bildungsplan voll 
aufgegangen. Die AfD adressiert auf die-
se Weise wertkonservative Haltungen 
(wie sie teils wörtlich bei den Unions-
parteien wiederzufinden sind9). Für die 
AfD ist das – entgegen ihrer verbreite-
ten Wahrnehmung als Anti-Euro-Partei – 
nicht einmal neu. Hatte die NPD nur Tage 
vor der AfD-Gründung noch mitgeteilt, 
die neue Partei werde eine «Eisbrecher- 
und Türöffner-Funktion» für ihre Themen 
haben, konnte die AfD-Facebook-Seite 
schon einen Tag darauf den Eindruck er-
wecken, dass man umgehend die Pro-
be aufs Exempel antreten wollte: Hier 
prangte ein Bild mit der Aufschrift «Klas-
sische Bildung statt Multikulti-Umerzie-
hung». Dies ist ein Slogan der extremen 
Rechten (vgl. Kemper 2013).
Dieser wurde zwar bald darauf wie-
der von der Seite entfernt, und die 
«Multikulti»-Vokabel gehört zu den Be-
griffen, auf die man in der Partei (bislang) 
verzichtet. Aber die Annahme einer «Um-
erziehung», die «Keim» und «Kern» der 
Deutschen schädigen würde, ist erhal-
ten geblieben. Eine neuere Werbegrafik 
wurde nun aber beschriftet mit dem Satz 
«Gender-Wahn stoppen».10 Die AfD er-

klärt die Dringlichkeit dieses Themas da-
mit, dass in Schweden bereits den Män-
nern «das Pinkeln im Stehen» verboten 
worden sei und dass in Deutschland über 
Frauenquoten diskutiert werde, obwohl 
Studien gezeigt hätten, dass Frauen «Kar-
riere generell nicht so wichtig ist».11 In 
den Europathesen hieß es dazu schlicht: 
«Die AfD lehnt gesellschaftspolitische 
Umerziehungsmaßnahmen wie ‹Gender 
Mainstreaming› ab und wendet sich ge-
gen alle Versuche der EU, diese den Na-
tionalstaaten aufzuzwingen.» Überhaupt 
seien Geschlechterrollen «nicht Gegen-
stand der Politik». Diese Auffassung ist 
zum einen in sich widersprüchlich, weil 
die AfD selbst durchaus bestimmte Ge-
schlechterrollen explizit politisch privile-
giert sehen will. Zum anderen ist hier ein 
Bemühen zu erkennen, unabhängig von 
der Anti-Euro-Rhetorik einen positiven 
Bestand an ideologischen Grundsätzen 
anzusammeln. In dem Falle wird davon 
ausgegangen, dass ein systematisches 
«Umerziehungsprogramm» ins Werk 
gesetzt worden sei, wo es in Wirklich-
keit um die weithin akzeptierte Selbst-
verständlichkeit geht, vielfältigen ge-
schlechtlichen und sexuellen Identitäten 
Akzeptanz zu verschaffen.
Bernd Lucke erinnerte dagegen an «Ver-
fallserscheinungen» von Ehe und Fami-
lie, die – so wörtlich – «immer mehr zer-
setzt werden». Die Gleichstellung der 
Geschlechter und die Vielfalt von Le-
bensweisen wird zum Anlass genom-
men, «Keim» und «Kern» der Gesell-

9  Vgl. z. B. Olav Gutting, Bundestagsabgeordneter der CDU 
(27.2.2013), unter: www.cducsu.de/themen/familie/wir-
schuetzen-und-wir-foerdern-die-familie-als-keimzelle-unserer-
gesellschaft.  10  Vgl. AfD Viersen: Erläuterungen zu unseren 
Slogans, unter: http://afdviersen.wordpress.com/ihre-alterna-
tive-in-viersen/erlauterungen-zu-unseren-slogans/.  11  Ebd. 



9schaft für akut bedroht zu erklären. Erst 
vor diesem Hintergrund wird die Unter-
stützung der homophoben Petition in 
Baden-Württemberg verständlich. Und 
vor demselben Hintergrund ist es völlig 
glaubhaft, wenn Lucke «Familienpolitik, 
Zuwanderungspolitik und Europapoli-
tik» als «große und wichtige Themen-
felder für die Zukunft unseres Landes» 
bezeichnet (vgl. Lucke 2014). Bei dieser 
Trias ist die Programmentwicklung der 
AfD angelangt. Das spiegelt sich in den 
Thesen der «Europakommission» ebenso 
wider wie in den polarisierten Parteiflü-
geln: Die AfD vereinigt Wertkonservative 
und (Neo-)Liberale bis Libertäre. Wohl-
fahrtschauvinismus und Marktradikalität 
bestehen nebeneinander, die Grenzzie-
hung ist schwer nachvollziehbar (Plehwe 
2014: 69).
Was zunächst als Widerspruch er-
scheint – und wohl tatsächlich zu nach-
haltigen Auseinandersetzungen in der 
Partei geführt hat –, entspricht bei ge-
nauerer Betrachtung exakt dem, was in 
der neueren Literatur als die «Winning 
Formula» radikal rechter, xenophober 
Parteien in Europa beschrieben wird (Art 
2011: 17 f.), mithilfe derer ökonomisch 
und politisch widerstreitende Interessen 
in einem ansonsten unwahrscheinlichen 
Bündnis zusammenfinden. Das kommt 
auch in der Wählerschaft der AfD zum 
Ausdruck, die sich bereits bei der Bun-
destagswahl 2013 vorrangig aus ehema-
ligen WählerInnen der FDP, der LINKEN 
und der CDU/CSU zusammensetzte. Es 
spricht einiges dafür, dass gerade die 

inhaltliche Uneindeutigkeit bis hin zur 
offenen Widersprüchlichkeit zu den Er-
folgsfaktoren der AfD gehören, die sich 
strategisch ausnutzen lassen, das heißt, 
deren Bestandteile sich je nach Bedarf 
anders pointieren und rekombinieren 
lassen. So hatte die AfD bei der letzten 
Bundestagswahl in den verschiedenen 
Regionen Plakate mit unterschiedlichen 
Motiven aufgehängt und beispielswei-
se in Sachsen, wo sie schließlich am 
erfolgreichsten war, nicht nur auf Anti-
Euro-Agitation gesetzt, sondern immer 
wieder vor der «Zuwanderung ins Sozi-
alsystem» gewarnt (vgl. Frerks/Kovahl 
2013). Bezeichnenderweise hat die AfD 
in Sachsen insbesondere dort hohe Zu-
stimmung erfahren, wo zugleich die 
NPD einen hohen Zweitstimmenanteil 
errungen hat (Loos 2014: 12). Dass die 
AfD umgekehrt nicht von den Verlusten 
der NPD in bestimmten Regionen profi-
tieren konnte, zeigt wiederum, dass sie 
nicht von diesen WählerInnen abhän-
gig ist. Wahrscheinlich ist, dass die AfD 
stattdessen von denjenigen Themen pro-
fitiert, die sie mit der extremen Rechten 
teilt. Die Partei verortet sich damit rechts 
von der Union – und ist mit diesem Ver-
such bundesweit relativ erfolgreich. Das 
ist das Neue und zugleich Erklärungsbe-
dürftige: Woraus bezieht die Chimäre ei-
ner «neoliberalen Rechten» ihre Durch-
schlagskraft? Und basiert sie letztlich 
auf der «populistischen» Täuschung, 
eine «radikal neoliberale Kraft mit nati-
onal-konservativem Anstrich» (Plehwe 
2014: 72) zu versehen? 



10 GERINGER GEBRAUCHSWERT 
DES POPULISMUSBEGRIFFS

In einer ersten Einordnung der AfD hat-
ten Rechtsextremismusexperten wie 
Gerd Wiegel (2013: 1) die AfD «mit dem 
schillernden, aber inzwischen gebräuch-
lichen Begriff des Rechtspopulismus» zu 
fassen versucht. Diese Zuordnung und 
deren Aussagekraft stehen und fallen mit 
dem zugrunde liegenden Populismus-
verständnis. Nach Ansicht Wiegels emp-
fiehlt sich der Begriff im vorliegenden Fal-
le hauptsächlich ex negativo, da die AfD 
zwar der politischen Rechten, nicht aber 
der extremen Rechten zuzuordnen sei. 
Zudem wird der Partei eine Ähnlichkeit 
zu anderen Parteien in Westeuropa attes-
tiert, die gleichfalls als rechtspopulistisch 
bezeichnet werden. Die assoziierte «Ver-
wandtschaft» der AfD mit dieser «Partei-
enfamilie» ergibt sich aber zunächst nicht 
aus vergleichbaren Inhalten und Strate-
gien, sondern bezieht sich auf das me-
thodische Vorgehen: die Anrufung des 
«Volkes» als zu mobilisierende und legiti-
mierende politische Ressource. Zwar be-
dient sich die AfD dieses Mittels, und in 
dem instrumentellen Sinne attestierte ihr 
auch Alexander Häusler (2013: 10), sie 
bediene die «Grundmuster rechtspopu-
listischer Rhetorik». Es bleibt aber frag-
lich, inwiefern die AfD damit hinreichend 
oder auch nur wesentlich charakterisiert 
ist. Alban Werner (2013: 1) wiederum 
stellt Überschneidungen zum Rechtspo-
pulismus fest, geht aber davon aus, dass 
die AfD «keine klassische rechtspopulis-
tische Strategie» verfolge.12

Bei näherer Betrachtung besteht selbst 
die rechtspopulistische Parteienfamilie – 
von der Freiheitlichen Partei Österreichs 
(FPÖ) über die Schweizer Volkspartei 
(SVP) bis hin zum «neuen» französischen 

Front National (FN) und dem belgisch-
separatistischen Vlaams Belang (VB) – 
aus derart unterschiedlichen Formatio-
nen, dass fraglich bleibt, ob der Begriff 
Rechtspopulismus zu ihrer Kennzeich-
nung wirklich tauglich ist. Außerhalb 
Deutschlands wird stattdessen vermehrt 
der Sammelbegriff «Radical Right Par-
ties» bemüht, der eine präzisere Binnen-
differenzierung erlaubt: Diese Parteien 
verfolgen hauptsächlich rassistische 
Exklusionspolitiken, die sowohl mit au-
toritär-nationalistischen wie auch mit 
neoliberalen und gegen den Sozialstaat 
gerichteten Programmen verbunden 
sein können (vgl. Art 2011). Der Preis 
für die Verwendung des Rechtspopulis-
musbegriffs wäre ein Verzicht auf Diffe-
renzierung, sodass man etwa zwischen 
der British National Party (BNP) und der 
United Kingdom Independence Party 
(Ukip), die beide eine Anti-Europa-Posi-
tion vertreten, nicht mehr hinreichend 
unterscheiden könnte. Doch ein wesent-
licher Unterschied zwischen den beiden 
besteht nicht zuletzt darin, dass die eine 
Partei bei Wahlen nicht punkten kann, 
während die andere diesbezüglich rela-
tiv erfolgreich ist – etwas, was der Popu-
lismusbegriff nicht einfangen kann. Am 
augenfälligsten wird seine begrenzte 
Aussagekraft, wenn man etwa das NPD-

12  Im Hinblick auf den hier nur angeschnittenen Bedeutungs-
kern des Begriffs Populismus ist der Einwand von Werner, der 
AfD fehle es für einen «vollwertigen» Populismus an Charisma, 
nicht zu folgen: Eine plebiszitäre Demokratie im Sinne Webers 
setzt zwar Massenloyalität voraus, die aber nicht zwingend cha-
rismatisch zu sichern ist (vgl. Weber 1980: 155 ff.). Tatsächlich 
haben als rechtspopulistisch eingestufte Bewegungen und 
Parteien nur in wenigen Fällen regelrechte Führerfiguren her-
vorgebracht, wobei sich etwa im Falle Wilders’ dessen charis-
matische Ausstrahlung noch immer in Grenzen halten dürfte. 
Charisma ist eben nicht mit demoskopischer Bekanntheit oder 
elektoraler Beliebtheit zu verwechseln. 



11Parteiprogramm heranzieht und zu dem 
Schluss käme, es handle sich hier um ei-
ne populistische Schrift par excellence. 
Nur würde aus guten Gründen fast nie-
mand dieses Urteil für die NPD gelten 
lassen.13 Die den Populismus kennzeich-
nende Rhetorik sagt nämlich nicht viel 
über die Praxis aus.
Dass der analytische Wert des Populis-
musbegriffs begrenzt ist, ist keine neue 
Erkenntnis, ist er doch seit Langem al-
ler «historischen, geographischen und 
sachlichen Bezüge» entkleidet und bleibt 
notwendigerweise «offen […], was der 
Begriff überhaupt bezeichnet» (Dubiel 
1986: 34). Längst und bis heute spre-
chen «unterschiedliche Gruppierungen 
von Sozialwissenschaftlern mit unter-
schiedlichem theoretischen Hintergrund 
zu unterschiedlichen Anlässen von un-
terschiedlichen sozialen Phänomenen» 
(ebd.: 43). Das pragmatische und noch 
heute gültige Argument gegen den Po-
pulismusbegriff lautet mit anderen Wor-
ten, dass es sich um eine Totalabstrak-
tion handelt. Nun spricht nichts gegen 
begründete Abstraktionen, ohne die Be-
griffsbildungen für den politischen und 
politikwissenschaftlichen Gebrauch 
nicht denkbar wären. Aber auch abstrak-
te Begriffe müssen sich am Gegenstand 
messen lassen, also operationalisierbar 
sein. Beim Begriff Populismus besteht 
diese Operationalisierung zumeist in der 
Frage nach Stil, Rhetorik und anderen 
Ausdrucksmitteln – also nach der Form, 
nicht nach dem Inhalt, und das Formale 
bleibt hier weit gefasst und vage. Handelt 
es sich dann nicht sogar beim hegemo-
nialen Demokratieidealismus, der politi-
sche Legitimität auf den Souverän, also 
«das Volk» (im Sinne von the people) und 
den durch ihn verkörperten Allgemein-
willen zurückführt, um einen Populismus 

sans phrase? Man kann einwenden, dass 
die populistische Anrufung des «Vol-
kes» – und sei es die Berufung auf eine 
«schweigende Mehrheit» oder den «klei-
nen Mann» – in der Regel gerade trotz 
des «Volksbezugs» keine universalen, 
sondern partikulare Interessen adres-
siert. Aber gilt dies (sehen wir einmal von 
idealistischen Vorstellungen von der bür-
gerlichen Demokratie als die beste aller 
Staatsformen ab) nicht auch für durch-
aus anerkannte formaldemokratische 
Verfahren?
Die Bezeichnung Populismus – immer 
pejorativ gemeint – trifft stets oppositio
nelle Bewegungen und Parteien, die 
nicht herrschende Interessen repräsen-
tieren.14 Der an sie gerichtete Vorwurf 
des Populismus dient immer der Dele-
gitimierung und wird ausdrücklich nicht 
bezogen auf die jeweiligen politischen 
Inhalte. Er kommt in Gestalt einer Erin-
nerung an deren Partikularität und an die 
Tatsache, dass sie im Stande der Oppo-
sition schon gar keine Verbindlichkeit re-
klamieren können. In der Bezeichnung 
Populismus geht insofern ein bestimm-
tes Macht- oder Konkurrenzverhältnis 
auf zwischen denen, die zu der Bezeich-
nung greifen, und denen, die damit be-
legt werden,15 also zwischen Inhabern 
der politischen Macht und deren Konkur-
renten. Damit tritt zum pejorativen Tenor 

13  Eine kuriose Ausnahme ist die Materialsammlung für das 
neue NPD-Verbotsverfahren, in der der NPD an einer Stel-
le Populismus vorgehalten wird.  14  Ausnahmen wie die 
teils in Deutschland als linkspopulistisch titulierte ehemali-
ge Chavez-Regierung bestätigen die Regel: Dort, wo die Vo-
kabel gebraucht wird, will man sozialistische Politik freilich 
nur in der Opposition haben – wenn überhaupt. «Populismus 
an der Macht» ist in Europa unbekannt (vgl. Priester 2012: 
108).  15  Die Untauglichkeit des Populismusbegriffs zeigt sich 
hier an der absurden Folge, dass der Gebrauch dieses Vorwurfs 
selbst «populistisch» sein kann, wenn er nämlich aus einer an-
deren oppositionellen Fraktion heraus «im Namen einer Mehr-
heit» formuliert wird, die man nicht tatsächlich hinter sich hat – 
also letztlich stellvertretend für eine Regierung gesprochen 
wird. Es ist insofern keine Besonderheit des Populismus, «die 
Mehrheit» als politischen Legitimationstitel zu gebrauchen. 



12 des Populismusbegriffs in umgekehr-
ter Richtung eine affirmative, struktur-
konservative Bedeutung: Die Forderung 
beispielsweise, Volksabstimmungen 
einzuführen, ist genau in dem Sinne 
«populistisch», dass eine oppositionelle 
Fraktion auf ein Entscheidungsverfahren 
setzt, das zu anderen Mehrheiten füh-
ren soll als das Entscheidungsverfahren, 
das eine konkurrierende Fraktion zur Re-
gierung gemacht hat. Das im engeren 
Sinne Populistische daran ist lediglich, 
durch eine formaldemokratische Volks-
abstimmung eine bestimmte politische 
Entscheidung herbeiführen zu wollen, 
mit der eine weitere Entscheidung hin-
tertrieben werden soll, die bereits auf 
andere formaldemokratische Weise zu-
stande gekommen war.
Politisch von Bedeutung ist doch aber 
gar nicht die Verfahrensfrage, mit der die 
einen Legitimität behaupten und die an-
deren sie für sich behalten wollen, son-
dern die Frage, um welche Entscheidun-
gen es eigentlich geht, welche Inhalte 
hier zur Disposition stehen. All das fängt 
der Populismusbegriff gerade nicht ein, 
und deshalb bleibt er, wie sehr wir ihn 
auch strapazieren, zu allem (außer Stil 
und Rhetorik) stumm. Versuchen wir, 
wie eben gezeigt, den Begriff hinsicht-
lich seiner demokratietheoretischen 
Bedeutung weiter zu entschlüsseln, so 
kommen wir entweder zu dem Punkt, 
mit Gramsci zu fragen, warum «eine de-
zidiert antiwohlfahrtsstaatliche Politik 
auch von jenen Wahlbürgern massen-
haft akzeptiert wurde, die von den sozi-
alstaatlichen Kürzungen mittelbar oder 
unmittelbar betroffen waren» (Dubiel 
1986: 40). Nun ist Margaret Thatcher, 
um die es in diesem Zitat ging, tot, aber 
die Fragestellung, warum Menschen 
sich gegen eigene Interessen mobilisie-

ren lassen, bleibt. Diese Populismusfra-
ge ist wichtig, hängt aber offensichtlich 
nur ganz unwesentlich mit der AfD zu-
sammen, empfiehlt sich also vorbehalt-
lich weiterer Elaboration nicht für deren 
Analyse. Versucht man dagegen zu ei-
ner Operationalisierung zu gelangen, in-
dem man den Populismus in Anlehnung 
an Max Weber als Idealtyp modelliert, 
liegt man von Anbeginn nahe an dessen 
plebiszitärer (Führer-)Demokratie. Dem-
nach bedarf es des Populismus nicht, Stil 
und Rhetorik betreffende Fragen könn-
ten mit gleicher Evidenz als Demagogie 
bezeichnet werden (Breuer 2006: 145; 
vgl. hierzu auch Weber 1980 und kritisch 
dazu Priester 2012: 65 f.).
All das ändert sich nicht, wenn speziel-
ler vom Links- und Rechtspopulismus die 
Rede ist. Vielmehr besteht ein tatsäch-
lich neues Problem des Populismusbe-
griffs darin, dass er zusehends überformt 
wird durch den Versuch, ihn analog zum 
Begriffspaar des Links- und Rechtsex-
tremismus zu modellieren. Die seman-
tische Nähe wird noch durch die Kons-
truktion eines «weichen Extremismus» 
verstärkt, dem «die meisten extremis-
tisch-populistischen Kräfte» angeblich 
angehören (Jesse 2010: 16). Das ideal-
typische Beispiel dafür ist nicht die AfD, 
sondern die Partei DIE LINKE, die sich in 
den Analysen der hegemonialen Extre-
mismusforschung zwar nicht insgesamt 
dem («harten») Extremismus zurechnen 
lässt, aber gerade über den Populismus 
wieder in den Bereich des («weichen») 
Extremismus eingeführt wird. Der Weg 
ist bequem, weil es ein unzureichend 
bestimmter und prinzipiell kaum ab-
grenzbarer Populismusbegriff zulässt, 
eine Analyse zum gewünschten Ende 
zu treiben, wenn man gedanklich genü-
gend Haken schlägt. So kommentierte 



13Eckhard Jesse anlässlich der Bundes-
tagswahl 2009, DIE LINKE sei «für ihren 
Populismus belohnt» worden, und wähl-
te als Beispiel die Forderung «Hartz IV 
muss weg» (Jesse 2011: 105). In einem 
neueren Werk aus dem Genre der Extre-
mismusforschung wird das Statement 
«Hartz IV – Armut per Gesetz» der LIN-
KEN mit einer ähnlich lautenden Forde-
rung der NPD («Hartz IV – nicht mit mir») 
verglichen. Das Beispiel ist nun schon 
Beleg für eine «Konvergenztendenz» des 
Extremismus (vgl. Blank 2014: 385).
Zwei theoretisch unterschiedliche Sach-
verhalte  – Populismus und Extremis-
mus – werden auf einem Beispiel abge-
bildet und damit empirisch gleich – und 
schon ist eine dieser «extremistisch-
populistischen Kräfte» in der Welt, die 
erklärtermaßen meist dem «weichen 
Extremismus» angehören. Definiti-
onsgemäß ist der Extremismus weich, 
wenn er «nur einzelne Elemente des 
demokratischen Verfassungsstaates 
in Frage» stellt (Jesse 2010: 14), «bei-
spielsweise bürgerliche Freiheits- und 

Gleichheitsrechte»(ebd.:  17). Der ur-
sprüngliche Beispielsatz gibt das mit-
nichten her. Aber der Zwischenschritt 
über den Populismusbegriff ist der be-
herzte Sprung auf eine sehr bewegliche 
rhetorische Fähre hin zum Extremismus-
vorwurf. 
Die Möglichkeit, damit nun zu einem ge-
wünschten Ergebnis zu kommen – etwa 
zur Verortung der AfD in der extremen 
Rechten –, rechtfertigt es eher nicht, sich 
dieses Kniffs zu bedienen. Er steht einer 
stimmigen Analyse eher im Wege. Diese 
«Leistung» des Populismusbegriffs sollte 
uns vielmehr Grund geben, von ihm ab-
zulassen. Er sagt am ehesten etwas über 
den aus, der ihn gebraucht, und sei es 
über dessen Verlegenheit, keinen besse-
ren Begriff gefunden zu haben. Warum 
nicht einfach sagen, was etwas länger, 
aber dafür klar ist: Die AfD ist eine Par-
tei der Rechten mit bestimmten extrem 
rechten Tendenzen im Hinblick auf ihre 
Inhalte und ihr Personal. Dagegen ist die 
Frage nach ihrem «Populismus» weit we-
niger wichtig.
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Das rechtskonservative Netzwerk:  
Zivile Koalition & Co.
Der parteiunabhängige Verein Bür-
gerKonvent e. V. wurde 2003 gegrün-
det und trat zunächst mit der professi-
onellen PR-Kampagne «Deutschland 
ist mehr als jetzt» an die Öffentlichkeit, 
verstanden als der Versuch, das Kon-
zept der Protestinitiativen – das damals 
bekannteste Beispiel war das Attac-
Netzwerk – von «rechts» oder «oben» 
zu besetzen.1 Der Soziologe Andreas 
Kemper weist darauf hin, dass der Bür-
gerKonvent zu Beginn eine Großspen-
de des Milliardärs August von Finck jr. 
erhielt, der bereits den BfB finanziell er-
heblich gestützt hatte.2 Zu den neueren 
Schwerpunkten der Vereinsaktivitäten 
zählt die Agitation gegen den Europäi-
schen Stabilitätsmechanismus (ESM) 
und die Euro-Rettungspolitik.3

Dem Vorstand des BürgerKonvents ge-
hört die Rechtsanwältin Beatrix von 
Storch an. Sie kandidierte zur Bundes-
tagswahl auf Listenplatz 2 der AfD in 
Berlin, für die Europawahl war sie auf 
Listenplatz 4 gesetzt und ist seitdem 
Mitglied des Europäischen Parlaments. 
Dort gehört sie unter anderem dem 
Ausschuss für die Rechte der Frau und 
die Gleichstellung der Geschlechter an.
Von Storch gilt als einflussreiche Politi-
kerin in der Partei und – im Verbund mit 
ihrem Ehemann Sven von Storch – als 
erfolgreiche Netzwerkerin im rechts-
konservativen Spektrum.4 Zentral ist da-
bei der Verein Zivile Koalition e. V., auf 
dessen Website «für mehr zivilgesell-

schaftliches Engagement» geworben 
wird.5 Mit der Agitation gegen ESM und 
«Schuldenunion» lehnt sich der Verein 
inhaltlich an den BürgerKonvent und 
an den Gründungszusammenhang der 
AfD an.
Mitunter wird das Netzwerk der Zivi-
len Koalition, obgleich sehr personen-
zentriert um die von Storchs, auch als 
«deutsche Tea Party» bezeichnet.6 Pub-
lizistische Vorhut ist das Online-Maga-
zin Freie Welt, in dem unter anderem 
der AfD-Parteisprecher Konrad Adam 
publiziert. Ein weiteres Angebot ist die 
dem bekannten Portal «Abgeordne-
ten-Watch» nachempfundene Website 
«Abgeordneten-Check». Verantwortli-
cher ist Sven von Storch, seine Frau Be-
atrix sitzt auch hier in einem «Beirat». 
Als Träger des Projekts werden die Zi-
vile Koalition, der BürgerKonvent sowie 
der Storch’sche Verein Institut für stra-
tegische Studien Berlin e. V. (ISSB) an-
gegeben. Auf der ISSB-Website wiede-
rum ist unter anderem ein Interview mit 
Parteisprecher Bernd Lucke nachzule-
sen.7

1  Speth, Rudolf (o.J.): Der BürgerKonvent – Kampagnenpro-
test von oben ohne Transparenz und Bürgerbeteiligung, unter: 
www.boeckler.de/pdf/fo_buergerkonvent.pdf.  2  Kemper, An-
dreas (2013): Alternative für Deutschland – Die Geld-Essen-
tialisten (4.3.2013), unter: http://andreaskemper.wordpress.
com/2013/03/04/alternative-fur-deutschland-die-geld-essen-
tialisten/.  3  Website BürgerKonvent e. V., unter: www.buer-
gerkonvent.de/aktivitaeten/.  4  Vgl. Kemper, Andreas (2013): 
Rechte Euro-Rebellion. Alternative für Deutschland und Zivile 
Koalition e. V., Münster.  5  Website Zivile Koalition e. V., unter: 
www.zivilekoalition.de/wer-wir-sind.  6  Vgl. Kemper: Rechte 
Euro-Rebellion.  7  Website des ISSB e. V., unter: www.issber-
lin.info/?p=991.



15NATIONALISMUS IST NICHT ANSTRICH, 
SONDERN KERN DER AFD

Für einen analytischen Perspektiven-
wechsel spricht auch, dass es sich bei 
dem eigentümlichen Abwehrnationalis-
mus der AfD nicht um einen «national-
konservativen Anstrich», sondern um 
ihre vielleicht wichtigste ideologische 
Konstante handelt. Zwar insinuieren die 
Europathesen der Partei nicht (mehr) 
den Austritt aus dem Euroraum oder gar 
der Europäischen Union. Fluchtpunkt 
bleibt aber eine «Europäische Union 
souveräner Staaten» anstelle der «Idee 
der Vereinigten Staaten von Europa». 
Die Entgegensetzung ergibt nur Sinn, 
wenn zugleich unterstellt wird, der eu-
ropäische Integrationsprozess ziele ob-
jektiv auf die Überwindung der in den 
Integrationsprozess eingebundenen Na-
tionalstaaten, und die supranationale Ins-
titutionalisierung würde zu dem Ende hin 
betrieben, nationalstaatliche Apparate 
abzuschaffen. Tatsächlich wirbt derzeit 
keine relevante politische Kraft für eine 
derartige Zentralisierung, und selbst die 
Forderung nach einer bundesstaatlichen 
Entwicklung der EU (die missverständ-
lich als «Vereinigte Staaten von Europa» 
bezeichnet oder kritisiert wird) setzt be-
grifflich immer noch eine Mehrzahl politi-
scher Ordnungen staatlicher Qualität vo-
raus. Die AfD unterstellt, es handle sich 
dann nicht mehr um souveräne Staaten, 
unterschlägt aber, dass die EU bereits 
jetzt über eigene Souveränitätsrechte 
verfügt. Sie können mit den Souveräni-
tätsrechten einzelner Mitgliedsstaaten 
wohl in Konflikt treten, schließen einan-
der aber nicht prinzipiell aus.
Die Angst, ein fortgesetzter Integrati-
onsprozess der Europäischen Union 
kassiere die Souveränität Deutschlands 

und stelle damit Deutschland als Nati-
onalstaat infrage, entbehrt einer ratio-
nalen Grundlage. Denn zum einen sind 
die in der EU assoziierten Nationalstaa-
ten gerade als Nationalstaaten die kon-
kreten Träger dieses Integrationsprozes-
ses. Zum anderen setzt die Beteiligung 
an diesem Integrationsprozess eine zu-
mindest partielle Identität souverän ver-
folgter, nationalstaatlicher Interessen 
voraus – eben nicht zu dem Ende hin, 
diese Interessen zu überwinden, son-
dern sie insbesondere durch den Zugriff 
auf einen gemeinsamen Binnenmarkt 
in einem supranationalen Maßstab bes-
ser verfolgen zu können. In dieser öko-
nomischen Perspektive sind die EU und 
insbesondere der Euroraum eine Ver-
laufsform der kapitalistischen Konkur-
renz der Nationalstaaten und damit alles 
andere als die Aufhebung der National-
staaten oder die Stilllegung ihrer grund-
sätzlichen Konkurrenzverhältnisse. Ge-
radezu hellsichtig ist es daher, wenn die 
AfD-Europathesen den Binnenmarkt 
als «gemeinsame Klammer der Europä-
ischen Union» würdigen. Und es ist ein 
Ausdruck eben der fortgesetzten Staa-
tenkonkurrenz, für Deutschland ein 
«größeres Gewicht in den europäischen 
Institutionen» zu fordern. Das paradoxe 
Resultat ist aber, dass die AfD aus dem 
gleichen Grund, dessentwegen sie einen 
Ausbau supranationaler Institutionen 
kritisiert, eine volle und möglichst starke 
Beteiligung Deutschlands an diesen Ins-
titutionen fordert: Mit demselben Argu-
ment wird für und gegen Europa agitiert, 
solange damit nur «spezifisch deutsche 
Interessen in der Europapolitik» abgesi-
chert sind (vgl. Lucke 2014).



16 Das ist kein Rechtspopulismus, sondern 
ein Standardnationalismus, der sich zur 
EU auch nicht prinzipiell euroskeptisch, 
sondern taktisch verhalten muss. Inso-
fern ist eine nun eingetretene «Aufwei-
chung» der anfangs als strikt antieuro-
päisch eingeschätzten AfD-Positionen 
nicht verwunderlich, sondern folgerich-
tig: Die Positionen bemessen sich primär 
gar nicht am Zustand der EU, sondern 
am gelingenden – vor allem ökonomi-
schen – Fortkommen Deutschlands in 
Europa. Der ideologisch konstruierte 
Gegenpol ist die Angstprognose einer 
EU-Entwicklung, in der dieses Fortkom-
men nicht mehr gegeben ist: die «Verei-
nigten Staaten von Europa», in denen es 
Deutschland als souveränen Staat nicht 
mehr gäbe. Mitunter nimmt diese Kon-
struktion paranoide Züge an, etwa im 
Fall des baden-württembergischen AfD-
Funktionärs Jan Czada, der sich als «Mit-
begründer der Partei» bezeichnet: 
«Die Vereinigten Staaten von Europa […] 
haben die Abschaffung der Staatlichkeit 
Deutschlands und des Grundgesetzes 
zum Ziel. […] Die Europa-Idee hat sich zu 
einer Ideologie entwickelt, welche offen-
bar nicht weniger als einen Putsch gegen 
die Bevölkerung zur Neuordnung Euro-
pas anstrebt. Sie ist […] einer neomar-
xistischen Internationale zuzuordnen, 
welche die europäischen Nationen durch 
politische Gleichschaltung und die euro-
päischen Völker durch Massenmigration 
aufheben will.» (Czada 2013).
Als Beispiel für diese «Gleichschaltung» 
benennt Czada übrigens eine «Umerzie-
hung über die Gender-Theorie» und gibt 
damit einen plausiblen Hinweis darauf, 
warum sich AfD-AnhängerInnen auf ei-
ne homophobe Mobilisierung einlassen, 

deren Bezug zu Europa sich zunächst 
nicht erschließt, und warum «Famili-
en- und Bildungspolitik» mittlerweile als 
zweites programmatisches Standbein 
der Partei figuriert: Aus diesem Bereich 
stammt das groteske Illustrationsmate-
rial für ein Europa, das die AfD definitiv 
nicht will: ein Europa, in dem der Hege-
mon nicht Deutschland heißt und sich 
zur Bedrohung für deutsche Interes-
sen – was auch immer eine wertkonser-
vative Klientel darunter versteht – aus-
wächst.
Eine Einordnung in den Bereich des 
Rechtspopulismus wäre auch an die-
ser Stelle nicht nur eine unnötige Verrät-
selung, sondern sachlich falsch, wenn 
man bedenkt, dass populistische Politi-
ken abzugrenzen sind «gegen die etatis-
tische Rechte mit ihrer Sehnsucht nach 
dem starken (National-)Staat […]. Im Ge-
gensatz zu dieser Rechten sind Populis-
ten heute weniger denn je Nationalisten, 
sondern propagieren Regionalisierung» 
(Priester 2007: 219) und damit ein Kon-
zept, dass sich die AfD genauso wenig 
zu eigen gemacht hat, wie sie sich auf 
paneuropäische Ideen bezieht. Die eta-
tistischen Ziele der AfD gehen dagegen 
nicht nur vom Nationalstaat aus, son-
dern tragen «restaurative Züge», wie mit 
Marc Jongen (2014) der stellvertretende 
Sprecher der AfD in Baden-Württemberg 
(und Assistent des umstrittenen Philo-
sophie-Professors Peter Sloterdijk) fest-
stellt: Es gehe der Partei um die «Wieder-
herstellung der sozialen Marktwirtschaft 
und der Souveränität des Volkes», ein 
Ziel, für das man bisweilen «reaktionär» 
sein müsse und für dessen Umsetzung 
eine «konservative Avantgarde» zu sor-
gen habe: die AfD.
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Auch wenn die Kennzeichnung als «kon-
servative Avantgarde» ein Euphemismus 
bleibt, konterkariert sie die verbreitete 
Annahme, bei der AfD handele es sich 
um eine kurzlebige «Protestpartei», die 
ihren Achtungserfolg zur Bundestags-
wahl 2013 lediglich der «populistischen» 
Ausbeutung der Euro- und Finanzkrise zu 
verdanken hatte. Doch abgesehen von 
der ohnehin problematischen Reduktion 
auf den Rechtspopulismus repräsentiert 
die AfD seit Anbeginn ein weiter gefass-
tes Themenfeld, auch wenn es program-
matisch bisher nur schwach expliziert 
worden ist. 
Dieses Themenfeld – Euroskepsis, Er-
halt der traditionellen Familie, Ein-
schränkung von Migration – dürfte ob 
seiner Breite auch nicht auf den schlich-
ten Versuch zu reduzieren sein, die Lü-
cke aufzufüllen, die von der FDP im 

parlamentarische Betrieb hinterlassen 
worden ist. Vielmehr orientiert sich die 
AfD mit ihrem restaurativ-nationalis-
tischen Programm auf das Spektrum 
rechts von den Unionsparteien und 
könnte davon profitieren, dass sich suk-
zessive enttäuschte AnhängerInnen mit 
konservativerer Prägung abwenden – 
gerade solche, die mit Aktionen wie 
«Linkstrend stoppen» eher vergeblich 
für eine spiegelbildliche Rechtsentwick-
lung eingetreten waren. Vor dem Hinter-
grund ihrer Personal- und Programm
entwicklung oszilliert die AfD nun um 
einen überschaubaren Bestand an tat-
sächlich fixierten, jedoch explizit rechten 
Positionen, die ihrerseits Entwicklungen 
in unterschiedliche Richtungen zulas-
sen. Diese Positionen bezeichnen kei-
nen festgelegten Standpunkt, sondern 
ein Spannungsfeld.



18 PERSONELLE VERBINDUNGEN 
ZUR EXTREMEN RECHTEN

Gerade vor dem Hintergrund dieses de-
zidiert rechten Spannungsfeldes lassen 
sich die Erfolge der AfD bei den jüngs-
ten Landtagswahlen erhellen. Am Bei-
spiel Sachsens geben auffällige Perso-
nalia wichtige Anhaltspunkte: Zu den 
14 AfD-Abgeordneten, die in den nächs-
ten fünf Jahren im Sächsischen Landtag 
sitzen werden, gehört Detlev Spangen-
berg. Als designiertem Alterspräsiden-
ten hätte ihm die feierliche Eröffnung 
der ersten Plenarsitzung oblegen. Dann 
aber fiel auf, dass er vormals als Regio-
nalbeauftragter für das «Bündnis Arbeit, 
Familie, Vaterland» (BAFV) aktiv war (ei-
ner der Slogans: «Sachsenmut stoppt 
Moslemflut»), das auf eine «Koalition na-
tionalistischer Kräfte» hinarbeite (Müller 
2010). 
Bekanntheit hatte das BAFV erlangt, als 
dessen Gründer Henry Nitzsche, vormals 
Bundestagsabgeordneter für die CDU, 
im Zusammenhang mit der damals rot-
grünen Bundesregierung von «Multi-
kultischwuchteln» sprach. Weiter stand 
Spangenberg in Kontakt zu «Pro Sach-
sen», initiiert von einem Ex-NPD-Abge-
ordneten, und trat bei einem «Bündnis 
für Freiheit und Demokratie» in Erschei-
nung, von dem er nicht gewusst haben 
will, dass auf dessen Website – die ihn 
bis vor Kurzem im Impressum nament-
lich auswies – über die Wiederherstel-
lung Deutschlands in den Grenzen von 
1937 sinniert wurde.16 Das war vor der 
Landtagswahl bekannt, wurde aber erst 
hinterher berichtet, mit der Folge, dass 
Spangenberg offenbar auch auf Druck 
der Partei hin auf das Ehrenamt des Al-
terspräsidenten verzichtete (Wolf 2014). 
Es handelt sich aber nicht um einen Ein-

zelfall in den Reihen der sächsischen 
AfD:17

–	� Sören O., Dresden, besuchte im Früh-
jahr einen Kongress der NPD-Jugend-
organisation. Fotos zeigen ihn als 
Teilnehmer zumindest zweier Neonazi-
aufmärsche, zwischenzeitlich gehörte 
er dem AfD-Kreisvorstand an.

–	� Paul M., nahe Zwickau, spielte in der 
Rechtsrock-Band «Blitzkrieg»; gegen 
ihn wurde im Zusammenhang mit der 
Unterstützung der im Jahr 2000 verbo-
tenen «Blood & Honour»-Organisation 
ermittelt.

–	� Hans Holger M., Dresden, war im Um-
feld der neonazistischen «Wiking-Ju-
gend» aktiv. 

–	� Martin H., nahe Pirna, betreibt ein ex-
trem rechtes Szenegeschäft und sitzt 
für die NPD in einem Gemeinderat.

–	� Richard U., nahe Dresden, sitzt eben-
falls für die NPD in einem Stadtrat; die 
AfD führte ihn zugleich als Fördermit-
glied (Schmidt 2014a).

Auch über einige Kandidaten, Mandats-
träger und Funktionäre der AfD in Thü-
ringen und Brandenburg liegen derartige 
Hinweise zu personellen Verbindungen 
mit der extremen Rechten vor (vgl. Kop-
ke/Lorenz 2014). Zwar haben einige sol-
cher Personalien zu Ausschlussverfahren 
geführt. Fest in der Partei verankert ist 
dagegen die sächsisch dominierte «Pa-
triotische Plattform» (PP), die zwar kein 
offizieller Parteiflügel, aber doch ein ein-
flussreicher Zirkel von AfD-Mitgliedern 

16  Vgl. Rechte Mitglieder bescheren der AfD weiter Ärger 
(4.9.2014), unter: www.mdr.de/sachsen/wahlen-politik/land-
tagswahl/landtagswahl-afd-rechtsextreme-mitglieder100.ht-
ml.  17  Vgl. zu Detlev Spangenberg und weiteren Fällen: Neo-
nazis in der AfD, MDR, unter: www.mdr.de/exakt/afd140.html, 
und Schmidt 2014a. 

http://www.mdr.de/exakt/afd140.html


19ist. Zu ihm gehört Thomas Hartung, zu-
letzt mitverantwortlich für das Wahlpro-
gramm in Sachsen, der seinen Posten 
als AfD-Landesvize abgeben musste, 
nachdem er im Internet einen Bericht 
über einen spanischen Lehrer mit Down-
Syndrom abwertend kommentiert hatte. 
Er hatte den Lehrer als «dumm» darge-
stellt und hinzugefügt, dass er als «Nicht-
behinderter von einem solchen nicht 
unterrichtet werden möchte» (zit. nach 
Neurer 2014). Andere Aktive aus der PP, 
darunter mehrere AfD-Kandidaten für 
den Landtag, hatten kurz vor der Wahl 
mit einer Einladung des österreichischen 
Politikers Andreas Mölzer für Aufsehen 
gesorgt. Der FPÖ-Rechtsaußen hatte 
die EU als «Negerkonglomerat» bezeich-
net und sollte nunmehr in Leipzig über 
«Chancen patriotischer Parteien in Euro-
pa» sprechen. Der Termin wurde kurzfris-
tig abgesetzt und sorgte des schlechten 
Presseechos wegen für innerparteiliche 
Kritik (Hebel/Kämper 2014).
So wenig es sich hier anbietet, von «Ein-
zelfällen» auszugehen, so kurzschlüssig 
wäre es doch, die AfD allein daher als 
Partei der extremen Rechten zu verorten 
und ihre Erfolge lediglich für den Effekt 
eines (neuerlichen) «Rechtsrucks» zu hal-
ten. Zu beachten ist erstens: Die AfD als 
parlamentarische Repräsentation eilt der 
gesellschaftlichen Entwicklung nur nach 
und muss sich selbst beeilen, ihr nachzu-
kommen. In dieser Hinsicht ist die Partei 
mitnichten «innovativ», sondern imita-
tiv: Im Kleinen ahmt sie alte Kampagnen 
wie die nach einer «Deutschquote» im 
Rundfunk nach, deren Einführung ei-
ne ausdrückliche Forderung im säch-
sischen Wahlprogramm der AfD war. 
Nicht zufällig war die AfD zuletzt dort er-
folgreich, wo innerparteilich die national-
konservativen Elemente die Oberhand 

haben, also ein dezidiert rechter Partei-
flügel dominiert. Das muss als Indiz da-
für verstanden werden, dass die AfD ei-
ne prononcierte Angebotsstruktur für 
eine gesellschaftlich relevante und poli-
tisch distinkte Nachfrage darstellt – ein 
Zusammenhang, der mit dem Begriff 
Rechtsruck verdeckt wird und mit dem 
gleichfalls beliebten Erklärungsansatz 
«Protestwahl» allzu schnell suspendiert 
wäre. 
Zu beachten ist zweitens: Dass die AfD 
in den Sächsischen Landtag in dem Mo-
ment einzog, als die NPD dort nach zwei 
Legislaturperioden ausschied, weil sie 
knapp an der Fünf-Prozent-Hürde ge-
scheitert war, rechtfertigt nicht die vor-
schnelle Annahme, die neuere Partei 
substituiere die ältere. Zwar ist die An-
nahme plausibel, dass der NPD der Wie-
dereinzug ins Parlament, wozu ihr nur et-
was mehr als 800 Stimmen fehlten, ohne 
die AfD gelungen wäre. Umgekehrt aber 
war deren Erfolg im Wesentlichen nicht 
abhängig vom Abschneiden der ver-
gleichsweise unbedeutenden NPD. Viel-
mehr zeigt sich, dass beide Parteien teils 
ortsidentische Hochburgen haben, oh-
ne dass aber eine gegenseitige Verdrän-
gung eingetreten wäre.
Das muss als deutliches Indiz dafür ver-
standen werden, dass die AfD kein mo-
derater Wiedergänger der NPD ist, dass 
beide um ein ideologisch ähnliches, aber 
keineswegs soziologisch deckungsglei-
ches Stimmenpotenzial konkurrieren 
und schließlich: dass wir es trotz aller 
semantischen und habituellen Ähnlich-
keit – bis hin zu NPD-Leuten in der AfD 
sowie der vormaligen Aktivitäten einiger 
heutiger AfD-ExponentInnen in extrem 
rechten Vereinigungen – bei der neuen 
Partei mit einer eigenständigen Entwick-
lungsrichtung der politischen Rechten zu 



20 tun haben.18 Sie entfaltet dabei aber sehr 
wohl eine Art «Staubsaugerwirkung» 
(vgl. Kellershohn 2014a). Sie zieht näm-
lich viele Einzelpersonen und Kleingrup-
pen der extremen Rechten an, die bis-
her isoliert und insofern ohne elektorale 
Erfolgsaussichten aktiv waren. Dass es 
sich hier nicht um eine nebensächliche, 
sondern eine durchschlagende Wirkung 
handelt, zeigt sich anhand der innerpar-
teilichen Auseinandersetzung, für die 
allerdings der Begriff «Rechtsruck» ge-
wählt werden kann:
«Liberale Mitglieder, wie die die ehema-
lige niedersächsische AfD-Landesvor-
sitzende Martina Tigges-Friedrichs, ein 
früheres Mitglied der FDP, resignieren 
angesichts dieser Entwicklung teilwei-
se und treten aus der Partei aus. Sie be-
gründete ihren Schritt: ‹Für mich ist ein 
klarer Rechtsruck der Partei erkennbar, 
den ich nicht mittragen möchte. Es geht 

nicht mehr um konservative und libera-
le Positionen, sondern um erzkonser-
vative und nationalistische. Bereits zur 
Europawahl im Mai hatte die AfD den 
praktisch gleichen Slogan wie die NPD 
plakatiert: Wir sind nicht das Weltsozial-
amt! Das fand ich unmöglich. Aber auch 
schon vorher hat es in mir gegärt. Seit 
Oktober 2013 war ich bei den Kolibris. 
Das ist ein loser Zusammenschluss der 
Konservativen und Liberalen in der AfD. 
Sie verstehen sich als Gegengewicht zu 
den – vorsichtig ausgedrückt – nationa-
len Kräften in der AfD, die sich in der so-
genannten Patriotischen Front zusam-
mengeschlossen haben. Aber wenn 
man bei Facebook verfolgt, wie enorm 
die Nutzerzahlen der Patriotischen Platt-
form im Unterschied zu den Kolibiris an-
wachsen, muss man irgendwann einse-
hen, das man verloren hat.›» (Zit. nach 
Reinle 2014)

18  AfD-PolitikerInnen weisen regelmäßig darauf hin, sie und 
ihre Partei seien «weder rechts noch links». Es handelt sich 
bei diesem disclaimer um eine bewährte Diskursstrategie von 
rechts. Sie folgt aus der begründeten Sorge, eine einmal er-
folgte Festlegung auf ein umstrittenes Label könne eine dau-
erhafte Stigmatisierung und damit einen Nachteil im Partei-
enwettbewerb bedeuten. Genauso wahr ist aber, dass nicht 
wenige ExponentInnen der AfD unschwer der politischen 
Rechten zuzurechnen sind. «Äquidistante» Fälle, die eine Zu-
rechnung zur politischen Linken erlauben würden, sind dage-
gen nicht bekannt. 
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Die Parteigründer: Wahlalternative 2013
Dem Gründungsparteitag der AfD im 
April 2012 ging im Jahr zuvor der Auf-
ruf zu einer Wahlalternative 2013 (WA), 
maßgeblich getragen von Bernd Lucke, 
dem Publizisten Alexander Gauland – 
zwei langjährige CDU-Mitglieder – so-
wie von Konrad Adam voraus.1 Lucke 
und Adam gehören heute zu den Vorsit-
zenden der AfD, Gauland ist stellvertre-
tender Vorsitzender. Unter den Haupt-
zeichnern des WA-Aufrufs befanden 
sich ehemalige BfB-Mitglieder wie Karl 
Albrecht Schachtschneider, Joachim 
Starbatty und Bruno Bandulet, aber 
auch Beatrix von Storch und der ehe-
malige Präsident des Bundesverban-
des der Deutschen Industrie, Hans-Olaf 
Henkel. Dieser war der AfD erst wesent-
lich später beigetreten und sitzt mitt-
lerweile für die Partei im Europäischen 
Parlament.
Die Inhalte des WA-Aufrufs entspra-
chen im Wesentlichen den anfäng-
lichen Schwerpunkten der AfD, das 
heißt, man stellte die europäische Wäh-
rungsunion infrage und verteidigte die 
Souveränitätsrechte der Bundesrepub-
lik gegenüber der EU. Im Gegensatz zur 
Europakritik etwa des BfB berief sich 
die WA aber ausdrücklich auf den Ver-
trag von Maastricht, ferner auf die wirt-
schaftspolitischen Positionen des 2010 
gegründeten Plenums der Ökonomen. 
Bernd Lucke hatte den Plenumsgrün-
dungsaufruf anlässlich der sich aus-
wachsenden Finanzkrise verfasst und 
insbesondere an Volkswirtschaftler  
gerichtet. Unter anderem sprach sich 
das Plenum 2011 gegen eine Verlänge-
rung des Euro-Rettungsschirms aus.2 
Vier von fünf Mitgliedern des wissen-

schaftlichen Beirats der AfD – dem aus-
schließlich Volkswirtschaftsprofesso-
ren angehören3 – waren Mitglieder des 
Plenums beziehungsweise Mitzeichner 
des Gründungsaufrufs.
Nicht zum Plenum gehört einzig das 
AfD-Beiratsmitglied Roland Vaubel. Er 
verfasste 2007 einen Artikel, in dem er 
klassische Überlegungen zum Schutz 
der «Leistungseliten vor der Tyrannei 
der Mehrheit» anstellte.4 Vaubel und die 
anderen AfD-Beiratsmitglieder gehör-
ten dann zu den Hauptzeichnern des 
WA-Aufrufs. Im Gegensatz zu den Stel-
lungnahmen des neoliberalen Plenums 
erzielte der WA-Aufruf, wohl auch in 
Wechselwirkung mit der Griechenland-
Krise, erhebliche Aufmerksamkeit und 
führte – nach Versuchen des Brücken-
schlags zu den Freien Wählern5 etwa 
durch Hans-Olaf Henkel, für die Lucke 
noch 2013 als dritter Listenkandidat bei 
den niedersächsischen Landtagswah-
len angetreten ist – schließlich zur Grün-
dung der AfD. Der Parteigründungspro-
zess bedeutete indes eine Verschiebung 
vom neoliberalen Reformprogramm des 
Plenums hin zu einem Bündnis etwa 
mit dem rechtskonservativen Storch-
Netzwerk. Die damit erzielte Gleich-
zeitigkeit von marktradikalen und nati-
onalistischen Positionen verstärkt die 
Ähnlichkeit zum früheren BfB über die 
personellen Verbindungen hinaus.

1  Website der Wahlalternative 2013, unter: www.wa2013.de.  
2  Website des Plenums der Ökonomen, unter: www.wiso.
uni-hamburg.de/lucke/?page_id=375.  3  Website der AfD, 
unter: www.alternativefuer.de/partei/wissenschaftlicher-bei-
rat/.  4  Vaubel, Roland (2007): Der Schutz der Leistungseliten 
in der Demokratie (1.2.2007), unter: http://wirtschaftlichefrei-
heit.de/wordpress/?p=17.  5  Berger, Jens (2012): Wahlal-
ternative 2013 – aus den Freien Wählern sollen freie (Markt-)
Radikale werden (9.10.2012), unter: www.nachdenkseiten.
de/?p=14670.
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Benjamin Hoff und Horst Kahrs sehen in 
ihren Analysen anlässlich der Ergebnis-
se der sächsichen und der thüringischen 
Landtagswahlen im August/September 
2014 Orientierungen der Wählerschaft, 
die sich «bisherigen Erkenntnissen nach 
am ehesten mit dem Milieu der Repub-
likaner vergleichen lassen. Zu diesem 
Ergebnis kommen zumindest Beobach-
tungen sowohl von Forsa als auch der 
Wahlstatistik in Baden-Württemberg, wo 
die Partei sowohl 1992 als auch 1996 mit 
10,9 Prozent bzw. 9,1 Prozent im Land-
tag saß. In den neuen Ländern gelang es 
der Schönhuber-Partei damals nicht, sich 
parlamentarisch zu etablieren – von ih-
rem Niedergang profitierte einerseits die 
NPD, die jedoch für den bürgerlichen Teil 
des Republikaner-Lagers unwählbar war. 
In diese seitdem bestehende Lücke stößt 
nun die AfD.» (Hoff/Kahrs 2014: 8; vgl. 
auch Hoff 2014) 
Soziologisch betrachtet, fehlte ge-
nau jener bürgerliche Teil, der den Kern 
der Klientel der Republikaner in ihren 
Schwerpunktgebieten Bayern, Baden-
Württemberg und Hessen ausmachte, 
in den ostdeutschen Bundesländern. Im 
Osten konnte die völkisch-soziale Propa-
ganda der NPD eher wirken als die wohl-
standschauvinistische der Republikaner, 
auch wenn der Rassismus in beiden Ar-
gumentationsmustern das zentrale Ele-
ment war. Die Trennungslinie, so schloss 
Manfred Güllner, Chef des Meinungsfor-
schungsinstituts Forsa, «zwischen den 
beiden Lagern ist die soziale Schichtzu-
gehörigkeit» – die AnhängerInnen der 
AfD stammten «eher aus der Ober- und 
Mittelschicht mit relativ hohem Einkom-
men und entsprechend hoher Schul-
bildung, während Sympathisanten 

der rechtsextremen Parteien dagegen 
überwiegend aus den unteren sozialen 
Schichten mit geringem Einkommen und 
geringer Schulbildung kommen» (zit. 
nach Werner 2014). Zur Sozialstruktur 
stellt er fest:
«Die Anhänger der AfD kommen […] 
vor allem aus einem bestimmten Seg-
ment der deutschen Ober- und Mittel-
schicht (26 und 53 Prozent). 55 Prozent 
haben Abitur und/oder studiert und be-
urteilen die Wirtschaftserwartungen pes-
simistisch, 44 Prozent verfügen über ein 
Haushaltsnettoeinkommen von 3000 
Euro oder mehr. Vor allem Angestellte 
(62 Prozent) und Rentner (34 Prozent) fin-
den Gefallen am eurokritischen Kurs der 
Partei, Selbständige (20 Prozent), Beam-
te (10 Prozent) und Arbeiter (8 Prozent) 
eher nicht. Männer stellen über zwei Drit-
tel (69 Prozent) der AfD-Anhängerschaft, 
Frauen nur 31 Prozent. 24 Prozent sind 
Katholiken, 29 Prozent Protestanten und 
47 Prozent konfessionslos. Meist sind sie 
verheiratet (57 Prozent) und leben in Or-
ten mit einer Einwohnerzahl von unter 
20.000 (42 Prozent). Als politisch rechts 
schätzen sich 28 Prozent der AfD-Sym-
pathisanten ein, immerhin 17 Prozent als 
links, und 55 Prozent verorten sich in der 
Mitte.» (Ebd.)
Nach der Europawahl und der öffentli-
chen Debatte über das bemerkenswer-
te Abschneiden der AfD bekomme die 
Partei nun offenbar auch Zulauf von An-
gehörigen der unteren Schichten, die 
bislang eher zur Wahlenthaltung ten-
dierten. Wenn dies aber zutrifft, so ist da-
von auszugehen, dass in den bisherigen 
Hochburgen der NPD die AfD von dieser 
künftig vermehrt AnhängerInnen abzie-
hen wird. 
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sich bei der AfD wiederfinden? Die star-
ken Überschneidungen zwischen der ak-
tuellen Klientel der AfD und jener der eins-
tigen Republikaner in ihrer Erfolgsphase 
können in folgenden Hauptkategorien 
zusammengefasst werden: die angepass-
ten Neo-Nazis, die enttäuschten Wen-
de-WählerInnen,19 die statusbedrohten 
Mittelständler, die entfremdeten Klein-
bürgerInnen, die autoritär orientierten 
jungen ArbeiterInnen, die Opfer der Zwei-
Drittel-Gesellschaft (Klär u. a. 1989).20 In 
diesem Kontext kann es nicht erstaunen, 
dass Hoff/Kahrs (2014: 7) am Beispiel der 
Landtagswahl in Sachsen zu dem Schluss 
gelangen, dass der Wahlkampf der AfD 
darauf angelegt gewesen sei, Personen, 
die gegen die herrschende Politik protes-
tieren wollten, «ebenso zu gewinnen wie 
Stimmen aus dem Milieu von CDU, FDP 
und NPD». Weiter heißt es: 
«Zu diesem Zweck widmete sich das 
Wahlprogramm und der Wahlkampf der 
AfD denjenigen Themen, die im Span-
nungsfeld zwischen rechtskonservativ 
und rechtsextremistisch seit langer Zeit 
als Angstmacher en vogue sind. […] Dar-
über hinaus finden sich […] Forderungen 
aus dem Katalog der neuen und alten 
Rechten.» (Ebd.: 7) 
Hingewiesen wird weiter auf eine Rei-
he von Positionen der AfD, die seit lan-
ger Zeit zum Kernbestand der Ideologie 
der (nicht nazistischen) extremen Rech-
ten gehören, die auch als «Ideologien der 
Ungleichheit» oder «gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit» (Wilhelm Heit-
meyer) charakterisiert werden können.
In der Parteiengeschichte der Bundesre-
publik Deutschland wäre demnach die 
AfD – präzise gesagt – der jüngste Ver-
such einer nicht nazistischen Parteigrün-
dung rechts von den Unionsparteien, 

wobei es der erste wäre, dem ein signi-
fikanter Erfolg beschieden ist. Begonnen 
hatten diese Bemühungen in den 1970er 
Jahren des vergangenen Jahrhunderts 
mit der «Aktionsgemeinschaft Vierte Par-
tei» (Stöss 1983). Sie endeten vorläufig 
mit dem «Bund freier Bürger» des ehe-
maligen FDP-Politikers Manfred Brunner 
(Schui u. a. 1997). Im Endeffekt sollte an 
jene Koalitionspartner von CDU und CSU 
angeknüpft werden, die sich ideologisch 
rechts von ihr befunden hatten und ab 
spätestens Ende der 1950er Jahre in die 
Bedeutungslosigkeit abgedrängt wurden 
(«Deutsche Partei», «Block der Heimat-
vertriebenen und Entrechteten») oder 
aber sich erfolgreich einem modernisie-
renden Wandel unterzogen hatten (FDP). 
Aus eben diesem Grund bestreitet Man-
fred Güllner auch die Charakterisierung 
der AfD als «Protestpartei»: Diese werde 
«gewählt von einem Milieu, das man als 
rechtspopulistisch bis rechtsradikal iden-
tifizieren kann» (zit. nach Werner 2014). 
Der Forsa-Chef schätzt, dass etwa zehn 
Prozent der WählerInnen «für ein solches 
Weltbild anfällig» seien. «Die gehen zeit-
weilig entweder gar nicht wählen oder 
parken ihre Stimmen bei anderen Partei-
en, auch, aber nicht nur, bei der Union – 
bis es wieder eine für sie attraktive Partei 
auf der rechten Seite gibt.»21

19  Damit sind in diesem Fall Personen gemeint, die Anhänge-
rInnen der von Helmut Kohl zu Beginn der 1980er Jahre propa-
gierten «geistig-moralischen Wende» waren und die nahezu 
bruchlose Fortführung der Politik der sozialliberalen Koalition 
durch ihn beklagten. Dieses Argumentationsmuster wird heute 
von der AfD durch die Behauptung aufgegriffen, die Unionspar-
teien, besonders die CDU, seien «vollständig versozialdemo-
kratisiert». Demnach besetzt die AfD einen freigegebenen Platz 
in der «Mitte», um dadurch einen Linkstrend in der Gesamt-
gesellschaft zu stoppen.  20  Auch die damalige Feststellung, 
es handele sich bei den betreffenden Gruppierungen weitge-
hend um «Männerparteien», trifft auf die AfD zu.  21  Vgl. Eu-
ro-Kritiker setzen Höhenflug fort – AfD-Wähler sind «rechtspo-
pulistisch bis rechtsradikal» (10.9.2014), unter: www.t-online.
de/nachrichten/deutschland/umfragen/id_70962832/forsa-
chef-manfred-guellner-afd-waehler-sind-rechtspopulistisch-
bis-rechtsradikal-.html. 
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Wird die Frage gestellt, worin diese At-
traktivität besteht, so lautet häufig die 
Antwort, die AfD böte von anderen Par-
teien enttäuschten WählerInnen eine 
neue politische «Heimat» samt alterna-
tivem Identitätsangebot. Hierbei ist auf 
Helmut Kellershohns zutreffende Bemer-
kung hinzuweisen, wonach es sich um 
ein Kuriosum handelt, dass sich «Iden-
titätspolitik» zu einem eigenständigen 
Thema im Wahlprogramm der sächsi-
schen AfD entwickelt hat:
«Zum einen wird die (auf die Region be-
zogene) ‹Landesidentität›, zum ande-
ren die ‹Nationalidentität› beschworen. 
Wer diese nicht hat, neigt erstaunlicher-
weise zum Extremismus. Schuld an die-
sem ist also die mangelnde Identifikation 
mit dem Land, in dem man lebt. Dage-
gen helfe z. B. ein Geschichtsunterricht, 
dessen ‹deutlicher Schwerpunkt› im 
19. Jahrhundert liegen soll (1813, 1848, 
1871). Das ‹Absingen der Nationalhym-
ne bei feierlichen Anlässen› sollte ‹selbst-
verständlich› sein. Empfohlen wer-
den ‹weniger Anglizismen› und ‹mehr 
deutschsprachige Titel› in Rundfunk und 
Fernsehen. Gleichzeitig wendet man sich 
gegen Sprachregelungen und politische 
Vorgaben bezüglich ‹Gender- und Gleich-
stellungsideologie›. Insgesamt also ein 
Plädoyer für eine staatlich gelenkte nati-
onalistische Medienpolitik.» (Kellershohn 
2014b: 10)
Er betont weiter, dass die AfD in diesem 
Prozess nicht ausschließlich Subjekt sei, 
sondern ebenso Objekt der strategischen 
Planung der ExponentInnen der antide-
mokratischen jungkonservativen Rich-
tung der «Konservativen Revolution» 
sowie der neueren Bewegung der soge-
nannten «Identitären». Es sei hier hervor-

gehoben, dass sich auch in Sachsen et-
liche VertreterInnen dieser Strömung der 
extremen Rechten finden, die diesen Pro-
zess nach Kräften zu fördern suchen. Ent-
sprechend sieht Kellershohn (ebd.) in der 
«völkischen Ideologie» – neben einer «Po-
litik für den Mittelstand» im Sinne des Na-
tionalliberalismus und einer Orientierung 
an «christlichen Werten mit einer traditi-
onalistischen bis fundamentalistischen 
Prägung» – den dritten Eckpunkt der Pro-
grammatik der AfD, diese jedoch «nicht 
im Sinne der alten völkischen Bewegung, 
sondern in einem modifizierten Sinne, 
nämlich vermittelt über die jungkonserva-
tive Lesart des völkischen Nationalismus, 
die bei aller Betonung der ‹ethnischen 
Kontinuität› als Basis der Nation stärker 
das willentliche, subjektive Element her-
vorhebt» (ebd.). Kellershohn beschreibt 
damit das Ergebnis eines – von der AfD 
beeinflussten – Modernisierungsprozes-
ses der Ideologie der extremen Rechten. 
Die Zentralität dieses Themenkomplexes 
unterstreicht der AfD-Mitbegründer und 
Vorsitzende der «Konservativen Avant-
garde» Martin E. Renner (2014) mittels ei-
ner Negativbeschreibung:
«Grundlagen der Bestandsaufnahme der 
politischen Realität in Deutschland und 
die Feststellung der Verstöße gegen die 
eigene – deutsche – Identität waren und 
sind: Abwendung der etablierten Politik 
vom Rationalen. Vermoralisierung der 
Politik. Selbstüberforderung. Verzicht auf 
nationale Selbstbestimmung. Verzicht 
auf entschlossene Selbstbehauptung 
und auf Selbstbewahrung. Verzicht auf 
Selbstbewusstsein. Kultivierung und Ins-
trumentalisierung von Angst. Zerrüttung 
des Bürgerlichen, der Familie und der ge-
sellschaftlichen Normativität.»
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Es ist diese Normativität, die in Gestalt ei-
ner spezifischen Familien- und Bildungs-
politik jüngst an vorderster Stelle auch 
im Wahlprogramm für Sachsen nachzu-
lesen war: Die «Kernfamilie» sei «die na-
türliche Grundeinheit der Gesellschaft».22 
Die in diese Richtung orientierte Erwei-
terung der AfD-Positionen, die sich seit 
spätestens Anfang des Jahres 2014 an-
gekündigt hatte (siehe oben), ist somit 
zum Kernbestand der Parteiprogramma-
tik, der vermeintliche «Testballon» zum 
Normalfall geworden. In diesem Sinne 
hieß es im sächsischen Wahlprogramm 
weiter, man trete für eine Konfliktbera-
tung für Schwangere ein, «die sich vor-
dergründig dem Lebensschutz verpflich-
tet fühlt»; ebenfalls wende man sich 
gegen eine «weitergehende Gleichstel-
lung der sog. ‹Homoehe› sowie die Ad-
option von Kindern durch Homosexu-
elle». Noch konkreter wurde Sachsens 
AfD-Chefin Frauke Petry: Die Aufgabe 
bestehe aus ihrer Sicht darin, «das Über-
leben des eigenen Volkes, der eigenen 
Nation sicherzustellen». Wünschenswert 
sei, wenn jede «deutsche Familie über 
drei Kinder verfüge» (zit. nach Burkhardt 
2014). Als Anreiz hierfür ist im Wahlpro-
gramm die Einführung eines Familien-
wahlrechts vorgesehen. 
Die Forderung war allerdings in den ei-
genen Reihen offensichtlich umstritten: 
In einer kommentierten Fassung des 
Programmentwurfs wurde zu bedenken 
gegeben, das Familienwahlrecht wür-
de «wohl eher dem Prekariat [dienen], 
das es nicht verantwortungsvoll zu nut-
zen wüsste».23 Neben der Förderung der 
«Kernfamilie» empfiehlt die sächsische 
AfD ferner eine «Bildungsoffensive», un-
ter anderem durch Verzicht auf «gesell-

schaftspolitische Umerziehungsmaß-
nahmen wie ‹Gender Mainstreaming›», 
sowie eine «Früh- und Hypersexualisie-
rung» durch zu zeitigen Sexualkundeun-
terricht sowie die «indoktrinäre Beein-
flussung von Kindern und Jugendlichen 
durch LGBT-Lehrplaninhalte». Zum The-
ma Inklusion heißt es offiziell: «Kinder 
mit erhöhtem Förderbedarf sollen mittels 
differenzierter Angebote genauso indi-
viduell unterstützt werden wie Begab-
te und Hochbegabte.» Über die eigent-
liche Zielrichtung gibt der abweichende 
Programmentwurf Auskunft: Da ist die 
Rede von «Reihenuntersuchungen» bei 
Schulkindern und davon, dass eine «Ein-
gliederung von Schülern mit Lern- oder 
komorbiden Schwächen» unterbleiben 
solle – schließlich sei die Förderung Be-
gabter «dringlicher als die Förderung Un-
begabter», sprich: «Körper- und geistig 
behinderte Schüler» sollten besser «nicht 
gemeinsam mit vollständig gesunden» 
Kindern lernen.
Schon diese wenigen Punkte zeigen 
an, dass Familien- und Bildungspoli-
tik hier auch Elemente einer übergrei-
fenden und hochrestriktiven Biopoli-
tik sind. Legt man die noch deutlichere 
Einlassung Petrys zum Überleben von 
Volk und Nation zugrunde, drängt sich 
die Vermutung auf, dass hier auf ethni-
sche Kontinuität abgezielt wird.24 Diese 
stehe, so lässt sich das Wahlprogramm 

22  Diese und weitere Zitate aus dem Wahlprogramm zur 
Landtagswahl in Sachsen sind entnommen aus: AfD Sach-
sen: Wahlprogramm 2014, unter: http://afdsachsen.de/down-
load/AfD_Programm_Lang.pdf.  23  Diese und weitere Zitate 
aus früheren Entwurfsfassungen für das Wahlprogramm zur 
Landtagswahl in Sachsen werden seit dem 31. August 2014 
durch die Gruppierung «Anonymous Österreich» in loser Fol-
ge im Internet veröffentlicht. Die Authentizität wurde bestätigt 
(vgl. hierzu Ritter/Eicke 2014).  24  Zu den von neurechter Seite 
beförderten Übergängen zum völkischen Nationalismus gibt es 
beachtenswerte Hinweise in Kellershohn (2014b). 



26 lesen, auch insoweit infrage, als «die un-
gesteuerte Einwanderung über Fami-
liennachzug, Duldungsmechanismen 
und durch laxe Auslegungen des Asyl-
rechts zunimmt». In der Tat war die War-
nung vor einer «Zuwanderung in die So-
zialsysteme» der Wahlkampfschlager 
im Sommer 2014. Die AfD schlägt in 
ihrem Wahlprogramm eine «aktivieren-
de Integrationspolitik» vor: Aufgezählt 
werden «verpflichtende Sprachkurse», 
wobei die Nichtteilnahme «durch emp-
findliche Kürzung der Sozialleistungen» 

zu sanktionieren sei, sowie das Ableis-
ten einer – offensichtlich auf Prekarität 
programmierten – «Bürgerarbeit für ar-
beitslose Migranten», die «ähnlich den 
sog. 1-EUR-Jobs» zu vergüten sei. Auch 
hier gingen vorherige Programment-
würfe noch wesentlich weiter: Dem-
nach sollte das Kindergeld für nicht 
deutsche StaatsbürgerInnen dem übli-
chen Kindergeldsatz im Herkunftsland 
entsprechen, «keinesfalls aber mehr 
als 75 Prozent des Satzes für deutsche 
Staatsbürger» betragen.
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Solche Vorschläge werden selbst dort 
adressiert, wo die AfD vordergründig von 
etwas ganz anderem spricht, etwa von 
der Stärkung direktdemokratischer Ver-
fahren und der Senkung von Hürden für 
Volksbegehren. Die Einführung dieser In-
strumentarien forderte sie an einer Stel-
le in ihrem sächsischen Wahlprogramm. 
An einer anderen Stelle wurde präzisiert, 
worüber eigentlich abzustimmen sei: 
«Großmoscheen» mit Minaretten. Sol-
che Bauten würden «tief in das Stadtbild 
eingreifen» und müssten daher «von der 
ansässigen Bevölkerung» akzeptiert wer-
den. Keinesfalls dürfe «Bürgerprotest» – 
der in Sachsen als schon vorhanden vo-
rausgesetzt werden darf – delegitimiert 
werden, vielmehr seien «Willkürent-
scheidungen über die Köpfe der Bürger 
hinweg» zu vermeiden. 
Es lohnt sich, hier genauer zu betrachten, 
wovon die AfD konkret spricht: In Leip-
zig will die Ahmadiyya-Gemeinde – ihre 
Mitglieder sind Teil der «ansässigen Be-
völkerung» – ein Gebetshaus errichten. 
Es ist der derzeit einzige Moscheebau 
in Sachsen. Am Ende soll keine Groß-
moschee entstehen, sondern eine der 
kleinsten Moscheen deutschlandweit. 
Die vorgesehenen Minarette sollen rei-
ne Zierde sein, der Standort ist zentrums-
fern. Hinsichtlich der Bauplanung kann 
von einer «Willkürentscheidung» ebenso 
wenig die Rede sein wie von einem «Ein-
griff ins Stadtbild». Das einzige, was es 
tatsächlich gibt, ist ein sogenannter Bür-
gerprotest, der seit Anbeginn maßgeb-
lich durch die NPD befördert wird. Vor ei-
ner Weile wurde auf dem Baugelände ein 
Schweinekopf abgelegt.
Es kann völlig dahinstehen, dass die Ab-
stimmung über die angebliche «Groß-

moschee» faktischer Unsinn ist. Dahin-
ter zeigt sich aber jene Logik, aus der 
heraus für die AfD direktdemokratische 
Verfahren – im Wahlkampf mit Hinweis 
auf die Schweiz beworben – nützlich 
sind: So kann man sich die Negation der 
Interessen einer Minderheit durch die 
übergroße Mehrheit, die auf parlamen-
tarischen Wege schwerer zu erreichen 
wäre, mandatieren lassen. Bei dem be-
darfsweisen Appell an ein Massenres-
sentiment,25 durch dessen Anrufung die 
Entscheidungen regulärer, formaldemo-
kratisch legitimierter Verfahren unter-
laufen werden soll (und sei es nur eine 
Baugenehmigung), handelt es sich übri-
gens um eine populistische Methode im 
Wortsinne. Auch hier gilt es jedoch, den 
Blick auf den Inhalt zu wahren: Die säch-
sische AfD-Chefin Petry kann sich auch 
ein Referendum für eine Reform des 
Strafgesetzparagrafen 218 vorstellen, 
offensichtlich im Namen des «Lebens-
schutzes».26

Die identitäts- und ethnopolitischen Po-
sitionen der AfD erweisen sich letztlich 
als komplementär zu ihrer sogenannten 
Familien- und Bildungspolitik: In beiden 
Bereichen besteht die Handlungslogik 
in einer Normierung und Sortierung von 
Menschen nach distinkten Regeln (Se-
xualität, Gesundheit, Ethnie, Religion, 
Klassenlage usw.), deren Anwendung 
zumindest auf eine Marginalisierung der 
Anderen zielt, wenn nicht sogar auf de-
ren tatsächlichen Ausschluss (aus dem 

25  Aufschlussreich ist, dass ein ähnlicher Einwand wie ge-
gen das Familienwahlrecht, es nütze dem «Prekariat» (das die 
AfD elektoral weniger bevorzugt), im Fall einer solchen Volks-
abstimmung nicht bekannt ist.  26  Die religiöse Fundierung 
zumindest einflussreicher Teile des AfD-Personals und ihrer 
Positionen ist beachtlich (vgl. hierzu Klatt 2014). Vgl. zur AfD 
als bedeutsamem Träger der Lebensschutz-Idee Sanders u. a. 
2014: 85 f. 



28 Bereich akzeptierter Lebensformen, von 
der Teilnahme am regulären Schulunter-
richt, aus dem Sozialsystem, aus dem 
«Stadtbild»). Die Kriterien, nach denen 
die AfD über die aus ihrer Sicht angezeig-
te Zu- und Aberkennung von Privilegien 
entscheiden will, sind eine geradezu ka-

talogartige Aufzählung von Merkmalen, 
die als «gruppenbezogene Menschen-
feindlichkeit» bezeichnet werden könn-
ten. Eine nach solchen Regeln stratifi-
zierte Gesellschaft wäre – und auf diese 
Richtung verwies Marc Jongen (siehe 
oben) – offen reaktionär.
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Die öffentlich gemachten Dokumente 
der sogenannten Landesfachausschüs-
se der sächsischen AfD, die der Vorbe-
reitung der Verabschiedung des Land-
tagswahlprogramms dienen sollten, 
unterstreichen nachdrücklich, dass – wie 
bei jeder anderen politischen Organisati-
on auch – eine Untersuchung der öffent-
lichen Programmatik der betreffenden 
Formation nicht hinreicht, um zutreffen-
de Aussagen zu ihrer Ideologie zu treffen. 
Zwar verweist die AfD berechtigt darauf, 
dass beispielsweise einige behinderten-
feindliche Passagen des Entwurfs des 
Wahlprogramms nicht in das endgül-
tige Dokument übernommen worden 
seien, doch erfolgte die Streichung of-
fenbar aus taktischen Erwägungen. Hin-
ter dem gestrichenen Abschnitt heißt es 
aufschlussreich: «Das ist vermintes Ge-
lände.» Nicht minder gilt das für das The-
menfeld der inneren Sicherheit, für das 
die sächsische AfD aber mehr Expertise 
aufgeboten hat: An den «Programm-The-
sen der AG Innere Sicherheit», gleichfalls 
eine Zuarbeit für das Landtagswahlpro-
gramm, haben mit dem jetzigen Abge-
ordneten Sebastian Wippel sowie Jens 
Kuprat zwei Polizeibeamte mitgearbei-
tet. Auch ein Koautor, stellvertretender 
Vorsitzender des Kreisverbandes Mit-
telsachsen, ist Beamter. Der berufliche 
Hintergrund wird an dieser Stelle betont, 
da das Ergebnis ihrer Arbeit das Sächsi-
sche Landesamt für Verfassungsschutz 
erstmals zu einer öffentlichen Äußerung 
über die AfD veranlasste. Sein Sprecher 
Martin Döring stufte «Teile der Dokumen-
te als verfassungswidrig ein». In Medien-
berichten hieß es hierzu: «Bedenklich sei 
vor allem die Überlegung, den deutschen 
Telekommunikationsverkehr zur Gefah-

renabwehr abzuhören. Der Verfassungs-
schutz sieht eine Passage über eine 
stärkere Telefonüberwachung kritisch, 
weil darin das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung angegriffen werde», 
wobei Döring wörtlich zitiert wird: «Nur 
in ganz engen Grenzen darf ja in dieses 
Grundrecht eingegriffen werden, und 
wenn Personenzusammenschlüsse mei-
nen, dieses Recht spielt keine Rolle mehr, 
dann wird ein elementares Grundrecht, 
ein elementares Menschenrecht infrage 
gestellt.» Würden diese Vorschläge wei-
ter verfolgt werden, könnte die AfD, laut 
Döring, unter die Beobachtung des Ver-
fassungsschutzes fallen (zit. nach Bom-
beck 2014).
Auch der Vorstand der Leipziger Straf-
verteidiger e. V. meldete sich zu dieser 
Frage mit einer mehrseitigen Stellung-
nahme zu Wort. Er sieht in den Forderun-
gen der AfD «einen massiven Angriff auf 
den Rechtsstaat und die grundgesetzlich 
garantierten Rechte jedes Bürgers». Die 
Positionen stünden in einem «eklatan-
ten Widerspruch zu den Grundprinzipien 
des deutschen Strafrechts», seien mit-
hin «unvereinbar mit den Prinzipien eines 
Rechtsstaates.27

Es ist davon auszugehen, dass die AfD 
künftig gezielter darauf setzen wird, 
mehrere Themen und Diskurse noch 
stärker miteinander zu verknüpfen. Die 
innere Sicherheit allgemein, in Sachsen 
ohnehin dauerhaft mediales Thema we-
gen des geplanten massiven Stellenab-
baus bei der Polizei und der langen Dau-
er von justiziellen Verfahren, sowie die 
sogenannte Grenzkriminalität – und hier 
insbesondere der Drogenhandel (Bei-

27  Vgl. Stellungnahme vom 8.9.2014, unter: www.leipziger-
strafverteidiger.de/stellungnahmen/.



30 spiel: Crystal Meth) – wird mit dem The-
ma Einwanderung und Aufnahme von 
Flüchtlingen zusammengebracht. Ähnli-
che Bündelungsversuche waren vormals 
schon in anderen Strömungen des Par-
teiensystems zu beobachten, teils in der 
CDU/CSU und FDP, teils in Form eigen-
ständiger Parteien. Allerdings konnten 
sie in der Vergangenheit als solche keine 
politische Wirkungsmacht erringen.
Die neue Situation besteht nunmehr da
rin, dass die AfD durch ihren gleich mehr-
fachen Eintritt in den parlamentarischen 
Betrieb sowohl materielle Ressourcen 
als auch diskursive Deutungsmacht hin-
zugewonnen hat – und wie es aussieht: 
auf Dauer. Davon hat sie selbst in Sach-
sen bereits stärker profitiert, als die NPD 
es sich je erhoffen konnte. Die am deut-
lichsten rechts stehenden Landesver-

bände, nämlich die ostdeutschen, sind 
zwar im Verhältnis zur Gesamtpartei rela-
tiv mitgliederschwach. Mit ihren Wahler-
folgen haben sie ihren bundespolitischen 
Einfluss jedoch deutlich erhöhen können 
und damit die Gesamtpartei weiter nach 
rechts rücken lassen. Falls sich diese Ten-
denz durchsetzen wird, so wird die AfD 
tatsächlich werden, was sie heute nicht 
sein will: eine Partei der extremen Rech-
ten.

Felix Korsch ist wissenschaftlicher Mitarbeiter 

und freier Journalist in Leipzig. Er forscht und 

publiziert schwerpunktmäßig zur außerparla-

mentarischen und extremen Rechten. 

Volkmar Wölk lebt im sächsischen Grimma und 

schreibt seit Mitte der 1980er Jahre für antifa-

schistische Medien

Die aktuelle Fraktionierung der Partei
Deutlicher als einst der BfB grenzt sich 
die AfD gegen die extreme Rechte ab. 
Tatsächlich spricht auch nichts dafür, 
Lucke und andere prominente Partei-
funktionäre in dieser Richtung zu veror-
ten. Das trifft womöglich aber nicht auf 
sämtliche der aktuell mehr als 20.000 
Mitglieder zu.1 Kurz vor der Bundes-
tagswahl 2013 zitierte Der Spiegel den 
Gründer und damaligen Vorsitzenden 
der islamfeindlichen Partei «Die Frei-
heit», René Stadtkewitz, mit der Ein-
schätzung, es seien bereits 350 seiner 
Mitglieder zur AfD gewechselt. Dort 
«besetzen sie Posten in mehreren Lan-
desvorständen und kandidieren auf 

Landeslisten».2 Die AfD reagierte mit 
einem Aufnahmestopp, dessen Erfolg 
nicht nachprüfbar ist und der prompt 
innerparteilicher Kritik ausgesetzt war.3 
Dies ist auch Ausdruck des innerpartei-
lich keineswegs geklärten Stellenwerts 
der «Islamkritik», die bis dahin aus dem 
Sprachgebrauch der Partei herausge-
halten wurde. Ende Oktober 2013 ver-
öffentlichte Bernd Lucke ein Rund-
schreiben mit ambivalenten Thesen 
zum Islam.4 Anfang 2014 zeigte aber 
eine Mitgliederumfrage in Bayern, dass 
ein erheblicher Teil der Basis bereit ist, 
weit eindeutigeren, bis hin zu offen is-
lamfeindlichen Thesen zuzustimmen.5
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Einige ehemalige «Freiheit»-Mitglieder 
stehen im Übrigen der Patriotischen 
Plattform nahe, die sich aktuell als AfD-
nahes Netzwerk formiert und eine Dul-
dung als parteiinterner Zusammen-
schluss anstrebt.6 Die Plattform-Gründer 
kommen schwerpunktmäßig aus den 
als eher konservativ geltenden Landes-
verbänden Baden-Württemberg und 
Sachsen. In einem Diskussionsbeitrag 
auf der Plattform-Website wird der Islam 
bejaht – allerdings unter den Bedingun-
gen einer «deutschen Leitkultur».7 Auf 
der zugehörigen Facebook-Seite wird 
behauptet, Karl Albrecht Schachtschnei-
der sei Unterstützer der Plattform.8 Das 
Gruppenprofil lässt die plausible Vermu-
tung zu, dass sich in Zukunft der «rech-
te» AfD-Flügel im Umfeld der Plattform 
sammeln könnte. Zu deren Gründungs-
mitgliedern gehören auch Personen, die 
im Nachwuchsverband Junge Alterna-
tive (JA) aktiv sind. JA-Bundessprecher 
Philipp Ritz stellte sich dem neurechten 
Online-Magazin Blaue Narzisse für ein 
Interview zur Verfügung.9 Auf der Web-
site des JA-Landesverbandes Baden-
Württemberg wird über einen Besuch 
im «freiheitlich-konservative[n] Studi-
enzentrum Weikersheim» berichtet,10 
das gleichfalls dem Netzwerk der Neuen 
Rechten zugerechnet wird.
Als Gegengewicht hatte sich neben 
dem geräuschlosen Arbeitskreis Chris-
ten zwischenzeitlich der parteiinter-
ne Zusammenschluss Kolibri («Kon-
servative und Liberale») konstituiert, 
der in einem Selbstdarstellungstext zu 
«Toleranz gegenüber anderen Ethni-
en, Glaubensrichtungen oder Lebens-

entwürfen» aufruft.11 Im Kontext der 
homophoben Mobilisierung in Baden-
Württemberg Anfang des Jahres wur-
de berichtet, Kolibri wolle künftig «bi-
beltreuen Freunden die Stirn bieten».12 
Das sorgt teils für grobes Missfallen, 
das auf der anonym betriebenen Web-
site «Kolibri-Watch»13 Ausdruck fin-
det. Dort wird dem Netzwerk liberaler 
Funktionäre – zu dessen Mitinitiatoren 
Joachim Starbatty gehört – vorgewor-
fen, auf eine «FDP 2.0» hinzuarbeiten. 
Der Flügelkampf gilt als unausgetra-
gen, in den elektoral erfolgreichen ost-
deutschen Landesverbänden Sachsen, 
Thüringen und Brandenburg dominiert 
augenscheinlich die Linie der Patrioti-
schen Plattform.

1  Offiziöse Mitgliederzahlen veröffentlicht die AfD-nahe Web-
site «Das Berliner Forum» unter: www.das-berliner-forum.de/
zahlen-daten/374-afd-jetzt-bei-über-20-000-mitgliedern.ht-
ml.  2  Anti-Euro-Partei: AfD-Landesverbände fürchten rechte 
Unterwanderung (1.9.2013), unter: www.spiegel.de/politik/
deutschland/afd-landesverbaende-fuerchten-rechte-unterwan-
derung-a-919706.html.  3  AfD verteidigt Aufnahmestopp für 
«Die Freiheit»-Mitglieder (8.2.2013), unter: http://jungefreiheit.
de/politik/deutschland/2013/afd-verteidigt-aufnahmestopp-
fuer-die-freiheit-mitglieder/.  4  Veröffentlicht unter anderem 
auf der Website von Freie Welt: www.freiewelt.net/alles-was-
sie-schon-immer-uberafd-und-islam-wissen-wollten-von-
bernd-luckealles-wassie-schon-immer-uber-afd-und-islam-
wissen-wollten-vonbernd-lucke-10014937/.  5  AfD steuert 
in islamfeindliches Fahrwasser (23.1.2014), unter: www.end-
stationrechts-bayern.de/2014/01/afd-steuert-in-islamfeindli-
chesfahrwasser/.  6  Website der Patriotischen Plattform, un-
ter: www.patriotische-plattform.de/.  7  Hickethier, Ralf: Neu 
denken (4.2.2014), unter: www.patriotische-plattform.de/neu-
denken/.  8  Eintrag auf der Facebook-Website der Patriotischen 
Plattform vom 16.2.2014, unter: www.facebook.com/Patrioti-
schePlattform.  9  Clemens, Carlo (2014): Verstand statt Ideo-
logie (Interview mit Philipp Ritz ), in: Blaue Narzisse, 6.2.2014, 
unter: www.blauenarzisse.de/index.php/gesichtet/item/4412-
verstand-statt-ideologie.  10  JA Baden-Württemberg: Zu Gast 
beim Studienzentrum in Weikersheim (14.9.2013), unter: 
http://jabw.wordpress.com/2013/09/14/jabaden-wurttem-
berg-zu-gast-beim-studienzentrum-weikersheim/.  11  Web-
site des Zusammenschlusses Kolibri, unter: www.kolibri-afd.
de/ueber-uns/.  12  Amann, Melanie (2014): Erzkonservative in 
der AfD: Auf Stimmenfang bei den Homophoben, in: Der Spie-
gel, 18.1.2014, unter: www.spiegel.de/politik/deutschland/ho-
mophobie-in-der-afd-auf-stimmenfangbei-den-erzkonservati-
ven-a-944205.html.  13  Website von Kolibri Watch.
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